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Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

§1
Sachlicher Anwendungsbereich
(zu 8 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Dieses Gesetz gilt fir die in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31.
Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) in der jeweils geltenden Fassung aufgefiihrten Gewasser und deren Teile sowie
fir Handlungen und Anlagen, die sich auf die Gewasser und ihre Nutzungen auswirken oder auswirken kén-
nen.

Einteilung der oberirdischen G§e3vasser, Begriffsbestimmungen
(1) Oberirdische Gewasser werden eingeteilt in
1. Gewasser erster Ordnung:
die in der Anlage 1 unter A aufgefiihrten Gewasserstrecken,
2. Gewasser zweiter Ordnung:
die in der Anlage 1 unter B aufgefuhrten Gewasser,
3. sonstige Gewasser.

(2) FlieRende Gewasser im Sinne dieses Gesetzes sind oberirdische Gewasser mit standigem oder zeitwei-
ligem Abfluss, die der Vorflut fir Grundstiicke mehrerer Eigentiimer dienen. Anlagen zur Ableitung von Ab-
wasser, Niederschlagswasser oder sonstigem Wasser sowie zur Strallenentwasserung gewidmete Seiten-
grében von Stral’en (Stralenseitengraben) sowie Anlagen zur Bewdasserung (Bewasserungsgraben) sind
keine Gewasser.

§3
Eigentumsverhéltnisse an Gewassern erster und zweiter Ordnung, sonstige Gewasser
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Gewasser erster Ordnung sind Eigentum des Landes, soweit sie nicht Bundeswasserstraf3en sind.

(2) Bildet ein Gewasser zweiter Ordnung oder ein sonstiges Gewasser kein selbstandiges Grundstiick, ist es
Bestandteil der Ufergrundstlicke und gehort deren Eigentiimern.

(3) Gehoren die Ufer verschiedenen Eigentiimern, so ist vorbehaltlich abweichender privatrechtlicher Rege-
lungen Eigentumsgrenze

1. fir gegeniberliegende Ufergrundstiicke eine durch die Mitte des Gewaéssers bei Mittelwasserstand zu
ziehende Linie,

2. fir nebeneinander liegende Ufergrundsticke die Senkrechte von dem Endpunkt der Landgrenze auf die
in Nummer 1 bezeichnete Mittellinie.

(4) Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der Wasserstande derjenigen zwanzig Jahre, die jeweils dem letzten
Jahr vorangehen, in dessen Jahreszahl die Zahl Zehn aufgeht. Stehen Pegelbeobachtungen fur diesen
zwanzigjahrigen Zeitraum nicht zur Verfiigung, so kann eine andere Jahresreihe verwendet werden. Solange
Pegelbeobachtungen nicht vorliegen, bestimmt sich der Mittelwasserstand nach der Grenze des Graswuch-
ses.

(5) Ist Absatz 3 wegen der besonderen Form des Gewassers nicht anwendbar, so steht das Eigentum an
dem Gewasser den Eigentiimern der Ufergrundstiicke nach dem Verhaltnis ihrer Uferstrecken zu.

(6) An Grenzgewassern, die die Grenze zum Land Rheinland-Pfalz bilden, reicht, soweit die Eigentumsver-
haltnisse nicht anderweitig geregelt sind, das Gewéssereigentum bis zur Landesgrenze.
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§4
Eintragung im Grundbuch
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Wird die Eintragung des dem Eigentimer des Ufergrundstiicks gehdrenden Anteils an einem Gewasser im
Grundbuch beantragt, so ist er im Grundbuch und im Liegenschaftskataster nur als Anteil an dem Gewésser
Zu bezeichnen.

§5
Bisheriges Eigentum
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes das Eigentum an Gewassern erster Ordnung einem anderen als
dem Bund oder dem Land, an Gewassern zweiter Ordnung oder an sonstigen Gewdassern einem anderen
als den Eigentimern der Ufergrundstiicke zusteht, bleibt es aufrechterhalten.

(2) Zugunsten des Landes ist die Enteignung von Gewassern erster Ordnung zul&ssig, soweit sie nicht dem
Bund gehdéren. Das Landesenteignungs- und -entschadigungsgesetz vom 20. Juni 1989 (GV. NRW. S. 366,
ber. S. 570) in der jeweils geltenden Fassung ist anzuwenden.

§6
Uferlinie
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Grenze zwischen dem Gewasser und den Ufergrundsticken (Uferlinie) wird durch den Mittelwasser-
stand bestimmt.

(2) Die Uferlinie kann durch die zustandige Behérde festgesetzt und, soweit erforderlich, bezeichnet werden.
Jeder Beteiligte kann die Festsetzung und die Bezeichnung der Uferlinie auf seine Kosten verlangen. Die
Bezeichnung der Uferlinie darf nicht unbefugt beseitigt oder verandert werden.

8§87
Verlandung, Uberflutung
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Eine durch alliméahliches Anlanden oder durch Zuriicktreten des Wassers entstandene Verlandung wachst
an flieBenden Gewassern den Eigentimern der Ufergrundstiicke zu, wenn die Verlandung mit dem bisheri-
gen Ufer bei Mittelwasserstand zusammenhangt, sich darauf Pflanzenwuchs gebildet hat und seit dem Ende
des Jahres, in dem sich der Pflanzenwuchs gebildet hat, drei Jahre verstrichen sind.

(2) Bei Seen, Teichen, Weihern und ahnlichen Wasseransammlungen gehéren Verlandungen innerhalb der
bisherigen Eigentumsgrenze den Gewassereigentimern. Diese haben friheren Anliegern den Zutritt zum
Gewasser zu gestatten, soweit dies zur Austiibung des Gemeingebrauchs in dem bisher gelibten Umfang
erforderlich ist.

(3) Werden an Gewassern zweiter Ordnung oder an sonstigen Gewassern, die kein selbstandiges Grund-
stiick bilden, Grundstiicke bei Mittelwasserstand dauernd tberflutet, findet § 3 Anwendung.

(4) Werden an Gewassern zweiter Ordnung oder an sonstigen Gewassern, die ein selbstandiges Grund-
stuck bilden, Grundstiicke bei Mittelwasserstand dauernd Uberflutet, wachst das Eigentum an den Uberflute-
ten Flachen dem Gewassereigentimer zu. Die neue Grenze zwischen dem Gewasser und dem Ufergrund-
stuck ist die Uferlinie.

(5) Die Rechtsfolgen der Absatze 3 und 4 treten bei Uberflutungen, die infolge kiinstlicher Einwirkungen
entstanden sind, nur ein, wenn diese auf rechtlich zulassige Weise herbeigefuihrt worden sind. In diesem Fall
hat derjenige, der die Uberflutungen verursacht hat, die betroffenen Eigentiimer zu entschadigen.

§8
Uferabriss
(zu §8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Wird ein Stuck Land durch Naturgewalt von dem Ufer abgerissen und mit einem anderen Ufergrundstiick
vereinigt, so wird es dessen Bestandteil, wenn es von diesem Grundstiick nicht mehr unterschieden werden
kann oder wenn die Vereinigung drei Jahre bestanden hat, ohne dass der Eigentimer oder ein sonst Be-
rechtigter von seinem Recht, das abgerissene Stiick wegzunehmen, Gebrauch gemacht hat.
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(2) Unter den gleichen Voraussetzungen wird ein abgerissenes Stiick Land, das sich ohne Zusammenhang
mit einem Ufer im Gewasser festgesetzt hat, Eigentum des Gewassereigentimers.

§9
Verlagerung des Gewassers
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Hat ein Gewasser zweiter Ordnung oder ein sonstiges Gewasser infolge nattrlicher Ereignisse sein bis-
heriges Bett verlassen und sich ein neues Bett geschaffen, ist der frihere Zustand von dem zur Gewas-
serunterhaltung Verpflichteten wiederherzustellen, wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert. Hieruber
entscheidet die zustandige Behorde; sie kann Art und Umfang der Wiederherstellungsarbeiten bestimmen.
§ 64 Absatz 1 ist entsprechend und mit der Mal3gabe anzuwenden, dass die Anteile der Erschwerer entfal-
len.

(2) Erfordert das Wohl der Allgemeinheit die Wiederherstellung nicht, sind diejenigen Grundeigentimer und
Nutzungsberechtigten, die von der Verénderung betroffen werden, insgesamt oder einzeln berechtigt, den
friheren Zustand auf ihre Kosten wiederherzustellen, sofern das betroffene Grundstiick im Geltungsbereich
eines Bebauungsplans gemall § 30 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) in der jeweils geltenden Fassung oder innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils liegt. Das Gleiche gilt fir andere Grundstiicke mit genehmigter Bebauung,
wenn mit der Veranderung des Gewasserbettes die zuldssige Nutzung der Grundstiicke erheblich beein-
trachtigt wird. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Ordnet die zustandige Behorde die Wiederherstellung nach Absatz 1 nicht an und besteht kein Anspruch
nach Absatz 2 auf Wiederherstellung, kann der Eigentimer des neuen Gewéasserbettes vom Land Entscha-
digung verlangen.

(4) Das Recht auf Wiederherstellung und Entschadigung erlischt binnen einer Frist von drei Jahren, gerech-
net vom Ende des Jahres, in dem das Gewasser sein Bett verlassen hat. Liegen besondere Griinde vor,
kann die zustandige Behdrde die Frist verlangern.

(5) Wird einem Gewasser zweiter Ordnung oder einem sonstigen Gewasser, das kein selbstandiges Grund-
stick bildet, durch Baumaflnahmen ein neues Bett geschaffen, findet § 3 Anwendung.

(6) Wird einem Gewasser zweiter Ordnung oder einem sonstigen Gewasser, das ein selbstdndiges Grund-
stuck bildet, durch Baumafinahmen ein neues Bett geschaffen, so wachst das Eigentum an den neuen Ge-
wasserflachen dem Gewassereigentimer zu. Neue Eigentumsgrenze ist die Uferlinie.

(7) Die Rechtsfolge der Abséatze 5 oder 6 tritt nur ein, wenn das neue Gewasserbett auf rechtlich zuléssige
Weise geschaffen worden ist. In diesem Fall hat derjenige, der dies verursacht hat, die betroffenen Eigenti-
mer zu entschadigen.

(8) Tritt der Fall des Absatzes 1 bei Gewassern erster Ordnung ein, die Eigentum des Landes sind, so wird
Eigentimer der neuen Gewasserstrecke das Land; die bisherigen Eigentimer des neuen Bettes sind zu
entschadigen. Ist ein anderer als das Land Eigentimer des verlassenen Bettes, so hat er nach dem Mal3e
seines Vorteils dem Land gegeniiber zur Entschadigung beizutragen.

§10
Inseln, verlassenes Gewasserbett
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Tritt in einem Gewasser eine Erderhéhung hervor, die den Mittelwasserstand Uberragt und bei diesem
Wasserstand nach keiner Seite hin mit dem Ufer zusammenhéngt (Insel), oder wird ein Gewasserbett vom
Wasser verlassen, bleibt das Eigentum an den hierdurch entstandenen Landflachen unverandert.

(2) Die 88 6 bis 8 finden bei Inseln Anwendung.

§11
Bildung und Information

Das allgemeine Verstandnis fir die Ziele des Schutzes der oberirdischen Gewasser und des Grundwassers
ist mit geeigneten Mitteln zu férdern. Erziehungs-, Bildungs- und Informationstrager klaren auf allen Ebenen
im Sinne einer Bildung fiir nachhaltige Entwicklung tber die Bedeutung der oberirdischen Gewésser und des
Grundwassers als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensraum fir Tiere und Pflanzen, ihre Bewirt-
schaftung und Nutzung fiir den Menschen sowie die Aufgaben der Wasserwirtschaft auf und wecken das
Bewusstsein flr einen verantwortungsvollen Umgang mit oberirdischen Gewassern und Grundwasser.
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Kapitel 2
Bewirtschaftung von Gewassern

Gemeinsame Bestimmungen

§12
Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten
(zu 8 7 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Bewirtschaftung der oberirdischen Gewdasser auf dem Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen und der
ihnen zugeordneten Grundwasserkorper findet nach MaRRgabe dieses Abschnitts fur die folgenden Flussge-
bietseinheiten statt, deren jeweilige Einzugsgebiete erfasst werden:

1. Ems,

2. Maas,

3. Rheinund
4. Weser.

Die Flussgebietseinheiten mit ihren Einzugsgebieten sind in der Anlage 2 dargestellt.

§13
Verordnungsermachtigung zur Gewasserbewirtschaftung
(zu § 23 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Das fur Umwelt zustandige Ministerium wird ermachtigt, nach Anhdrung des fir Umweltschutz zustandigen
Ausschusses des Landtages durch Rechtsverordnung Vorschriften zum Schutz und zur Bewirtschaftung der
Gewasser im Umfang der Ermachtigungen zum Schutz und zur Nutzung der Gewasser nach § 23 Absatz 1
des Wasserhaushaltsgesetzes, zum Schutz des Grundwassers in Verbindung mit 8 48 Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes und zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen in Ver-
bindung mit 8 62 Absatz 4 und 8§ 63 Absatz 2 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu erlassen.

8§14
Gehobene Erlaubnis
(zu 8 15 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Fur die gehobene Erlaubnis gelten § 14 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes
und § 16 entsprechend.

§15
Bewilligung
(zu 8 10 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Auf die Anspriiche aus dem bewilligten Recht sind die fiir die Anspriiche aus dem Eigentum geltenden Vor-
schriften des burgerlichen Rechts entsprechend anzuwenden.

§16
Rechtsnachfolge
(zu 8§ 8 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Der Ubergang einer Erlaubnis oder einer Bewilligung auf den Rechtsnachfolger nach § 8 Absatz 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes ist der zustandigen Behérde anzuzeigen, sofern es sich bei der Gewasserbenutzung
um eine nach dem Abwasserabgabengesetz zu veranlagende Einleitung von Abwasser oder eine Entnahme
von Wasser mit mehr als 3 000 Kubikmetern im Jahr handelt. Die Anderung des Rechtsinhabers ist von der
zustandigen Behorde in das Wasserbuch einzutragen.
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Abschnitt 2
Bewirtschaftung oberirdischer Gewasser

8§17
Erlaubnisfreie Benutzungen
(zu & 8 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Keiner Erlaubnis bedirfen das Enthnehmen von Wasserproben und das Wiedereinleiten der Proben nach
ihrer Untersuchung.

8§18
Duldungspflicht des Gewéssereigentiimers
(zu 8 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Bei kiinstlichen Gewassern und Talsperren ist der Gewassereigentiimer nicht verpflichtet, erlaubnispflichtige
Benutzungen zu dulden. Der Eigentimer und der Nutzungsberechtigte des Gewassers kdnnen von der zu-
standigen Behorde verpflichtet werden, die Benutzung des Gewassers zu dulden. Mit dem Erldschen der
Erlaubnis oder Bewilligung enden die hiermit in Zusammenhang stehenden Zwangsrechte.

8§19
Gemeingebrauch
(zu & 25 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Jede Person darf naturliche oberirdische Gewasser zum Baden, Viehtranken, Schwemmen, Schdpfen
mit Handgefalen, Eissport und Befahren mit kleinen Fahrzeugen ohne eigene Triebkraft benutzen, Wasser
mittels fahrbarer Behdltnisse entnehmen sowie Wasser aus einer erlaubnisfreien Bodenentwéasserung land-
wirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch genutzter Grundsticke einleiten, soweit nicht andere
Rechtsvorschriften oder Rechte anderer entgegenstehen, insbesondere schadliche Gewdasserveranderun-
gen nicht zu erwarten sind, und soweit Befugnisse oder der Eigentiimer- oder Anliegergebrauch anderer
dadurch nicht beeintrachtigt werden. Satz 1 gilt nicht fur kiinstliche Gewasser.

(2) Der Gemeingebrauch nach Absatz 1 Satz 1 wird auf das Einbringen von Fischnahrung erstreckt, soweit
dadurch keine nachteiligen Auswirkungen auf den Gewasserzustand zu erwarten sind.

(3) Anlieger eines Gewassers haben zu dulden, dass kleine Fahrzeuge ohne eigene Triebkraft auf eigene
Gefahr um eine Stauanlage herumgetragen werden, soweit nicht einzelne Grundstucke von der zustandigen
Behorde auf Grund eines Antrags der Anlieger ausgeschlossen sind. Entstehen Schaden, so hat der Ge-
schadigte Anspruch gegen den Schadiger auf Schadensersatz. Kann der Schéadiger nicht festgestellt wer-
den, haftet der Betreiber der Stauanlage.

(4) Schiffbare Gewasser darf jedermann mit Wasserfahrzeugen befahren.

(5) Soweit das Befahren des Gewassers nicht als Gemeingebrauch zugelassen ist, darf es auf nicht schiffba-
ren Gewassern nur mit widerruflicher Genehmigung der zustdndigen Behotrde ausgeiibt werden. Die Ge-
nehmigung nach Satz 1 soll in der Regel nur fur elektrisch angetriebene Fahrzeuge erteilt werden. Fur Fahr-
zeuge mit Verbrennungsmotoren darf sie nur erteilt werden, wenn die Schifffahrt dem o6ffentlichen Interesse
oder der Betreuung des Kanu- oder des Rudersports dient und dem Unternehmer die Schifffahrt mit
elektrisch angetriebenen Fahrzeugen nicht zugemutet werden kann. Die Genehmigung ist zu versagen, mit
Nebenbestimmungen zu versehen oder zu widerrufen, soweit dies erforderlich ist, um schadliche Gewasser-
verdnderungen zu vermeiden oder die Belange des Naturhaushalts, des Immissionsschutzes, die Sicherheit
und Ordnung des Verkehrs, der Schutz der Fischerei oder die Unterhaltung des Gewassers dies erfordern.

(6) Die zustandige Behdrde kann das Befahren mit kleinen elektrisch angetriebenen Fahrzeugen und Segel-
booten mit elektrischem Hilfsmotor auf nicht schiffoaren Gewassern als Gemeingebrauch zulassen. Die Mo-
toren dirfen in stehenden Gewassern keine héhere Geschwindigkeit als sechs Kilometer je Stunde ermdgli-
chen.

(7) Kein Gemeingebrauch findet statt an Gewassern, die in Hofraumen, Garten und Parkanlagen liegen.
8§20

Regelung des Gemeingebrauchs sowie des Verhaltens im Uferbereich
(zu & 25 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die zustandige Behorde kann, auch durch ordnungsbehérdliche Verordnung, um zu verhindern, dass andere
beeintrachtigt, schadliche Gewasserveranderungen zu besorgen sind oder die Leistungsfahigkeit des Natur-
haushalts erheblich oder nachhaltig beeintrachtigt wird,
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1. bei kunstlichen Gewéassern und Talsperren bestimmen, ob und in welchem Umfang der Gemeinge-
brauch an ihnen zuléssig ist und die Ausiibung des Gemeingebrauchs sowie das Verhalten im Uferbe-
reich regeln und

2. Dbei anderen Gewassern die Ausiibung des Gemeingebrauchs regeln, beschréanken oder verbieten und
das Verhalten im Uferbereich regeln.

Die zusténdige Behorde kann, auch durch ordnungsbehdrdliche Verordnung, den Gemeingebrauch erwei-
tern, sofern keine schadlichen Gewasserveranderungen zu besorgen sind. Bei kiinstlichen Gewéassern und
Talsperren erfolgt die Bestimmung im Einvernehmen mit dem Gewéssereigentiimer.

§21
Eigentimer- und Anliegergebrauch
(zu & 26 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die zusténdige Behdrde kann den Eigentimer- und Anliegergebrauch durch ordnungsbehdérdliche Verord-
nung oder Verwaltungsakt regeln und beschréanken, um zu verhindern, dass andere beeintrachtigt werden,
schéadliche Gewdasserveranderungen zu besorgen sind oder die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts er-
heblich oder nachhaltig beeintréchtigt wird.

§22
Genehmigung von Anlagen in, an, tber und unter oberirdischen Gewéassern
(zu 8 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Errichtung, wesentliche Veranderung oder Beseitigung von Anlagen im Sinne von 8 36 des Wasser-
haushaltsgesetzes bedurfen der Genehmigung.

(2) Keine Anlagen im Sinn von Absatz 1 sind
1. Anlagen, die einer zulassungspflichtigen Benutzung oder der Unterhaltung des Gewassers dienen,

2. Anlagen, die einer anderen behordlichen Zulassung auf Grund des Wasserhaushaltsgesetzes oder
dieses Gesetzes bedirfen, in der die Belange des § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes bericksichtigt
werden, oder die in einem bergrechtlichen Betriebsplan oder in einem Planfeststellungsbeschluss oder
in einer Plangenehmigung zugelassen werden, sofern die Zulassung insoweit im Einvernehmen mit der
zustandigen Behorde ergangen ist,

3. Héfen, Werften, Lande- und Umschlagstellen, die einer Zulassung nach anderen Vorschriften bedurfen,
in der die Belange des § 36 Wasserhaushaltsgesetzes beriicksichtigt werden und

4. Anlagen an den in der Anlage 1 unter Buchstabe A Abschnitt II Nummer 1, 3, 4 mit Ausnahme des
Griethauser Altrheins, 5 und 7 genannten Bundeswasserstra3en sowie an Stichhéfen an allen in dieser
Anlage genannten Gewassern.

(3) Die Genehmigung wird grundsatzlich befristet erteilt und ist zu versagen, wenn die Anlage die Anforde-
rungen nach 8 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes nicht erfiillt oder sonstige offentlich-rechtliche Vor-
schriften dies erfordern. Bei der Genehmigung von Héfen, Lande- und Umschlagstellen sind die Belange des
allgemeinen Verkehrs zu wahren, sofern nicht eine schifffahrtspolizeiliche Genehmigung nach dem Bun-
deswasserstralengesetz vom 2. April 1968 (BGBI. 1968 Il S. 173) in der jeweils geltenden Fassung erteilt
wird. § 25 Absatz 2 ist anzuwenden.

8§23
Unterhaltung von Anlagen in, an, Uber und unter oberirdischen Gewassern
(zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Unterhaltung einer Anlage nach § 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes obliegt dem Eigentimer
und dem Besitzer der Anlage.

(2) Ist der Pflichtige nach Absatz 1 nicht feststellbar oder steht eine Anlage im Eigentum mehrerer, kann die
zustandige Behorde den Gewasserunterhaltungspflichtigen verpflichten, die erforderlichen Malinahmen
durchzufiihren. Der Pflichtige nach Absatz 1 hat die MaBnahme zu dulden und dem Gewasserunterhal-
tungspflichtigen den Aufwand zu erstatten; der Gewasserunterhaltungspflichtige kann angemessene Vor-
schiisse verlangen. Im Streitfall setzt die zustdndige Behorde den zu erstattenden Betrag nach Anhérung
der Beteiligten fest. Die zustandige Behorde erstattet dem Gewasserunterhaltungspflichtigen seinen nach
Satz 3 festgesetzten Aufwand, soweit dieser im Wege der Vollstreckung nicht beigetrieben werden kann.
Entsprechendes gilt, soweit eine Festsetzung nach Satz 3 nicht mdglich ist, da der Pflichtige nach Absatz 1
nicht feststellbar ist.
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(3) Liegen der zustandigen Behdrde hinreichende Anhaltspunkte vor, dass die Anlage nicht Anforderungen
nach § 36 Wasserhaushaltsgesetz entspricht, kann sie anordnen, dass der Pflichtige nach Absatz 1 nach-
weist, dass die Anlage den Anforderungen entspricht, insbesondere ihre Standsicherheit und Abflussleis-
tung. Absatz 2 gilt entsprechend.

§24
Anpassung und Rickbau von Anlagen in, an, tber und unter oberirdischen Gewéassern
(zu 8 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Der Pflichtige nach § 23 Absatz 1 hat die Anlage anzupassen, wenn sie nicht den Anforderungen nach
§ 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes entspricht. Soweit die Anpassung wegen Veranderungen des
Abflusses des Gewassers erforderlich ist, die auf Einwirkungen eines oder mehrerer Dritter (Verursacher)
zurlickzufiihren sind, kann der Pflichtige nach Satz 1 vom jeweiligen Verursacher die Erstattung der Kosten
verlangen. Satz 2 gilt nicht, wenn die verursachenden MaRnahmen der ordnungsgemaRen Erfillung gesetz-
licher Pflichten dienen. 8 23 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) Die zustandige Behdorde kann die Zulassung widerrufen, wenn die Anlage die Vorgaben des § 36 Satz 1
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht einhalt. Der Pflichtige nach § 23 Absatz 1 hat dann die Anlage zuriick-
zubauen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Wenn eine MaRnahme nach den Abséatzen 1 und 2 wegen Veranderungen des Gewassers, die auch auf
Einwirkungen eines oder mehrerer Dritter (Verursacher) zurlickzufiihren sind, erforderlich ist oder eine Anla-
ge im Eigentum oder Erbbraurecht mehrerer steht, kann die zusténdige Behérde den Unterhaltungspflichti-
gen fur das Gewasser verpflichten, die MaBhahmen nach den Abséatzen 1 und 2 durchzufiihren. Die Pflichti-
gen nach 8§ 23 Absatz 1 haben die Malinahme zu dulden. Die Pflichtigen nach § 23 Absatz 1 sowie Verursa-
cher nach Absatz 1 Satz 2 haben dem Gewasserunterhaltungspflichtigen die Kosten der Anpassung im Ver-
haltnis ihres Anteils zu erstatten. § 23 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

§25
Anlagen zur Benutzung eines Gewassers

(1) Beim Bau und Betrieb von Anlagen zur Gewasserbenutzung ist auf einen effizienten Einsatz von Res-
sourcen und Energie zu achten.

(2) Anlagen zur Benutzung eines Gewassers sind nach Wegfall der Benutzungsbefugnis zu beseitigen, so-
bald die zustandige Behorde es anordnet. Dabei kann verlangt werden, dass der frihere Zustand wieder-
hergestellt wird.

(3) Anlagen nach Absatz 2 durfen gedndert werden, wenn dadurch die Benutzung nicht Uber das zugelasse-
ne Mal hinaus erweitert wird und ordnungsrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. Die beabsichtigte
Anderung ist zwei Monate vorher unter Beifiigung der zur Beurteilung erforderlichen Zeichnungen, Nachwei-
se und Beschreibungen der zustandigen Behérde anzuzeigen.

8§26
Auler Betrieb Setzen und Beseitigen von Stauanlagen

Stauanlagen durfen nur mit Genehmigung der zustandigen Behérde dauernd auf3er Betrieb gesetzt oder
beseitigt werden. Ist die Anlage durch eine andere Behorde zugelassen worden, erteilt diese die Genehmi-
gung im Einvernehmen mit der fur die Benutzung zustandigen Behorde. Die Genehmigung darf nur versagt
werden, wenn andere durch das aulier Betrieb Setzen oder Beseitigen der Anlage geschéadigt wirden und
sie sich dem Anlageeigentimer und der zustandigen Behérde gegentber verpflichten, nach Wahl des Anla-
geeigentimers diesem die Kosten der Erhaltung der Anlage zu ersetzen oder statt seiner die Anlage zu er-
halten. Sie missen sich auch verpflichten, dem Anlageeigentimer andere Nachteile zu ersetzen und fur die
Erfullung ihrer Verpflichtung Sicherheit zu leisten. Im Streitfall setzt die zustandige Behorde den zu erstat-
tenden Betrag nach Anhdrung der Beteiligten fest. Sie hat auf Antrag des Anlageeigentimers eine Frist zu
bestimmen, binnen derer die in den Satzen 3 und 4 bezeichneten Verpflichtungen Gbernommen werden
missen. Die Fristbestimmung ist ortsiiblich bekanntzumachen. Das Land und die Gebietskérperschaften
sind von der Sicherheitsleistung frei. Die zustandige Behérde kann sonstige 6ffentlich-rechtliche Koérper-
schaften von der Sicherheitsleistung befreien.

8§27
Anschluss von Stauanlagen

Will jemand auf Grund einer Erlaubnis oder Bewilligung eine Stauanlage errichten, so kénnen die Anlieger
von der zustandigen Behorde verpflichtet werden, den Anschluss zu dulden, soweit er die Ufergrundstiicke
nur unwesentlich beeintrachtigt. § 95 des Wasserhaushaltsgesetzes findet entsprechende Anwendung.
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8§28
Nutzung der Wasserkraft

(1) Die Zulassung von Benutzungen und der Gewasserausbau zum Zweck der Energieerzeugung durch
Wasserkraft haben sich an den Bewirtschaftungszielen fir das Gewéasser sowie den Vorgaben des Mal3-
nahmenprogramms nach § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes auszurichten. Dabei sind auch die Erfordernis-
se des Klimaschutzes zu bertcksichtigen.

(2) In der Regel stehen uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit im Sinne von § 6 Absatz 2 des
Wasserhaushaltgesetzes der Verpflichtung zum Rickbau eines ausgebauten Gewassers in einen naturna-
hen Zustand entgegen, wenn eine Wasserkraftnutzung vorhanden ist.

(3) Fir eine Benutzung zum Zweck der Energieerzeugung durch Wasserkraft kann eine gehobene Erlaubnis
nach § 15 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt werden. Bei der Befristung der Erlaubnis ist das Interesse
des Betreibers an einer zeitlich angemessenen Nutzung der Wasserkraftanlage zu beriicksichtigen. Die Er-
laubnis ist mindestens fir 25 Jahre, langstens fir 40 Jahre zu erteilen.

8§29
Staumarke

(1) Jede Stauanlage mit festgesetzter Stauhéhe muss mit mindestens einer Staumarke versehen werden, an
der die wahrend des Sommers und Winters einzuhaltende Stauhthe und, wenn der Wasserstand auf be-
stimmter Mindesthdhe gehalten werden muss, auch die Mindesthdhe deutlich angegeben sind.

(2) Durch Beziehung auf mdoglichst unverriickbare und unvergéngliche Festpunkte ist sicherzustellen, dass
die Staumarken erhalten bleiben.

(3) Staumarken werden von der zustandigen Behorde gesetzt, die dartiber eine Urkunde aufnimmt.

(4) Der Stauberechtigte und derjenige, der den Stau betreibt, haben fur Erhaltung, Sichtbarkeit und Zugang-
lichkeit der Staumarke und Festpunkte zu sorgen, jede Beschadigung und Anderung der Staumarke und
Festpunkte der zusténdigen Behorde unverziglich anzuzeigen und bei amtlichen Prifungen unentgeltlich
Arbeitshilfe zu stellen.

(5) Eine die Beschaffenheit der Staumarke oder der Festpunkte beeinflussende Handlung darf nur mit Ge-
nehmigung der zustandigen Behorde vorgenommen werden. Fir das Erneuern, Versetzen und Berichtigen
von Staumarken gilt Absatz 3 sinngemaR.

(6) Die Aufwendungen fur das Setzen, Erneuern, Versetzen, Berichtigen und Erhalten einer Staumarke tragt
der Stauberechtigte.

§30
Unbefugtes Ablassen

Es ist verboten, aufgestautes Wasser so abzulassen, dass Menschenleben gefahrdet werden, fur fremde
Grundstiicke oder Anlagen Gefahren oder Nachteile entstehen, die Ausiibung von Wasserbenutzungsrech-
ten beeintrachtigt oder die Unterhaltung des Gewassers erschwert wird oder eine nachteilige Einwirkung auf
die Ziele nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu befirchten ist.

§31
Gewaésserrandstreifen
(zu & 38 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Das fur Umwelt zustéandige Ministerium wird erméchtigt, im AufRenbereich durch Rechtsverordnung Ge-
wasserrandstreifen in einer Breite von 10 Metern an Gewasserstrecken im Einzugsgebiet von Gewasser-
strecken festzusetzen, in denen nach den Ergebnissen der jeweils letzten Uberwachung nach § 9 Absatz 1
der Oberflachengewasserverordnung vom 20. Juli 2011 (BGBI. | S. 1429) in der jeweils geltenden Fassung

1. bei einem der in der Anlage 3 Tabelle 1 zu diesem Gesetz geregelten Parametern der ihm in der Ober-
flachengewasserverordnung in der Anlage 7 oder in der Anlage 8 je nach Gewassertyp nach Anlage 1
zugeordnete Wert Uberschritten ist, und im Gewasser das im Bewirtschaftungsplan nach § 83 des Was-
serhaushaltsgesetzes vorgegebene Bewirtschaftungsziel fur den 6kologischen Zustand verfehlt wird,
und

2. Dbei einem der in der Anlage 3 Tabelle 2 zu diesem Gesetz geregelten Parametern der ihm in den Anla-
gen 6 und 8 der Oberflachengewdasserverordnung zugeordnete Wert Gberschritten ist.

(2) In Gewasserrandstreifen nach Absatz 1 ist § 38 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes mit der MaRga-
be anzuwenden, dass in einem Bereich von 5 Metern ab dem 1. Januar 2022 zuséatzlich verboten ist
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1. die Anwendung und die Lagerung von Diunge- und Pflanzenschutzmitteln, ausgenommen ist die Din-
gemittelanwendung auf Grinland, sowie

2. die Nutzung als Ackerland; hiervon ausgenommen sind die Anpflanzung von Gehdlzen mit Ernteinter-
vallen von mehr als zwei Jahren sowie die Anlage von Dauerkulturen und der umbruchlose Erhalt von
BlUhstreifen in Form von mehrjahrigen nektar- und pollenspendenden Trachtflachen fiir Insekten.

(3) Griinlandumwandlungs- und -umbruchverbote gelten nicht fir Grunland, auf dem nach Absatz 2 Nummer
2 die Nutzung als Ackerland beendet worden ist. Die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29.
Juli 2009 (BGBI. | S. 2542) in der jeweils geltenden Fassung Uber den gesetzlichen Biotopschutz, das Netz
Natura 2000 und uber den Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstatten und Bioto-
pe bleiben unberihrt.

(4) Der Gewasserrandstreifen ist im Innenbereich nach 88 30, 34 des Baugesetzbuchs 5 Meter breit. Verbo-
ten ist die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasser-
wirtschaftlich erforderlich sind. Satz 2 gilt nicht, wenn das Grundstiick im Bereich des Gewdasserrandstreifens
bereits bebaut ist oder dort am 16. Juli 2016 Baurecht bestand.

(5) Die zustandige Behorde kann unter Beachtung der Grundsatze des § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes
und zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele durch ordnungsbehérdliche Verordnung an einem Gewasser
oder einen Gewasserabschnitt

1. die Breite der Gewasserrandstreifen abweichend von den Abséatzen 1, 2 und 4 regeln oder den Gewas-
serrandstreifen aufheben,

2. weitergehende Regelungen zu Gewasserrandstreifen treffen, soweit es zum Schutz der Gewasser vor
Schadstoffeintragen erforderlich ist und

3. im Gewasserrandstreifen nach § 38 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes die Begriindung von Bau-
rechten und die Errichtung und Erweiterung von baulichen Anlagen verbieten, soweit es sich nicht um
standortgebundene oder wasserwirtschaftlich erforderliche Anlagen handelt.

Die zustandige Behorde soll den Gewasserrandstreifen nach den Abséatzen 1, 2 und 4 sowie § 38 Absatz 3
des Wasserhaushaltsgesetzes insoweit durch ordnungsbehdrdliche Verordnung aufheben, als mit ausrei-
chender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass die Ziele des Gesetzes im Wege der Kooperation
mit Grundstiickseigentimern oder Nutzern auf Grund verbindlich vereinbarter MalRnahmen oder durch Er-
satz- und AusgleichsmaRhahmen erreicht werden. Das fir Umwelt zustandige Ministerium wird erméachtigt,
durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen fir die Aufhebung des Gewasserrandstreifens nach Satz 2,
die Anforderungen an die Wirkung der vereinbarten MaRhahmen und deren Nachweis sowie die Folgen der
Verfehlung der gesetzten Ziele zu regeln.

(6) § 38 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt fir die Verbote nach Abséatzen 1, 2, 4, und 5 entspre-
chend. Daruber hinaus kann die zustandige Behdrde dem Eigentimer oder der Person, die eine landwirt-
schaftliche Flache an einem Gewasser bewirtschaftet, auf Antrag eine widerrufliche Befreiung erteilen, wenn
bei der Bewirtschaftung des Gewasserrandstreifens und des an ihn grenzenden Grundstuicks

a) keine Pflanzenschutzmittelwirkstoffe der Anlage 3 eingesetzt werden,

b) die gesamte Diingung auf maximal 80 Prozent des errechneten Dungebedarfs von Stickstoff und Phos-
phor beschrankt wird,

c) maximal 120 Kilogramm Stickstoff pro Hektar aus organischen Diingemitteln stammen und
d) flussige Dungemittel in den Boden eingebracht werden

sowie die entsprechende Bewirtschaftung nachgewiesen und auf Dauer sichergestellt ist. Eine Befreiung ist
nur maglich, wenn die Flache eine Neigung von bis zu zwei Prozent aufweist.

Werden Eigentimern oder anderen Nutzungsberechtigten nach den Absatzen 1, 2, 4 und 5 Anforderungen
auferlegt, durch die sie unverhéltnisméRig oder im Verhdltnis zu anderen ungleich und unzumutbar belastet
werden, ist dafur Entschadigung zu leisten.

8 96 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend.
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Abschnitt 3
Bewirtschaftung des Grundwassers

§32
Entnahmen aus dem Grundwasser
(zu & 46 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Soweit der gute mengenmaRige Zustand im Grundwasser nach § 4 Absatz 2 der Grundwasserverord-
nung vom 9. November 2010 (BGBI. | S. 1513) nicht sichergestellt ist, kann die zustandige Behdrde durch
ordnungsbehdrdliche Verordnung oder Verwaltungsakt fir ein Gebiet bestimmen, dass fur eine Benutzung
nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Erlaubnis oder eine Bewilligung erforderlich
ist.

(2) Die zustandige Behorde wird erméchtigt, durch ordnungsbehérdliche Verordnung oder durch Verwal-
tungsakt fiir ein Gebiet Entnahmen von der Erlaubnispflicht auszunehmen, sofern nicht zu besorgen ist, dass
durch die Entnahmen der gute mengenmafige Zustand im Grundwasser nach 8§ 4 Absatz 2 der Grundwas-
serverordnung verfehlt wird und sich das Grundwasser im guten mengenmafigen Zustand nach 8§ 4 Ab-
satz 2 der Grundwasserverordnung befindet.

§33
AuRer Betrieb Setzen, Beseitigen und Andern von Benutzungsanlagen

(1) Auf Anlagen zum Aufstauen, Absenken, Ableiten und Umleiten von Grundwasser ist § 26 entsprechend
anzuwenden.

(2) Auf die Ubrigen Anlagen zur Benutzung von Grundwasser ist 8 25 entsprechend anzuwenden.

8§34
Erdaufschlisse, unterirdische Anlagen
(zu 8§ 49 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Bei dem unterirdischen Einbau von Anlagen oder Anlagenteilen oberhalb der obersten wasserfihrenden
Schicht entfallt die Anzeigepflicht nach § 49 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, wenn die Anla-
gen oder Anlagenteile einer Eignungsfeststellung nach § 63 des Wasserhaushaltsgesetzes oder einer Zu-
lassung bedirfen, bei deren Erteilung geprift wird, ob sie sich auf die Beschaffenheit des Grundwassers
auswirken, sowie flr

1. Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen, welche die Anforderungen der Verordnung
Uber Anlagen zum Umgang mit wassergeféahrdenden Stoffen und Uber Fachbetriebe vom 20. Marz 2004
(GV. NRW. S. 274) in der jeweils geltenden Fassung einhalten,

2. Anlagen nach Nummer 1, die im privaten Bereich verwendet werden, welche die Anforderungen einhal-
ten, die fir die Anlagen im Bereich der gewerblichen Wirtschaft oder im Bereich 6ffentlicher Einrichtun-
gen gelten,

3. Anlagen und Anlagenteile, welche die Anforderungen zum Schutz der Gewasser nach Rechtsvorschrif-
ten der Europdischen Union zu Bauprodukten oder nach den zu ihrer Umsetzung oder Durchfiihrung
ergangenen Rechtsvorschriften erfillen. Die nach den genannten Rechtsvorschriften erforderlichen CE-
Kennzeichnungen missen angebracht und die nach diesen Rechtsvorschriften zuldssigen Klassen und
Leistungsstufen nach Mal3gabe landesrechtlicher Vorschriften missen eingehalten sein oder

4. Rohrleitungsanlagen zum Beférdern von Stoffen im Sinne der Nummern 19.3 bis 19.6 der Anlage 1 zum
Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

In Wasserschutzgebieten nach § 51 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit 8 35 Absatz
1 sowie in Gebieten nach 8 51 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes ist der unterirdische Einbau von An-
lagen und Anlagenteilen anzeigepflichtig. Besondere Regelungen fir Gebiete nach Satz 2 bleiben unberihrt.

(2) Die zustandige Behorde kann fur bestimmte Gebiete, insbesondere fur Gebiete, in denen Gefahren vom
Untergrund ausgehen, durch ordnungsbehérdliche Verordnung weitergehende Regelungen zur Konkretisie-
rung der Bestimmungen des 8§ 49 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes treffen.

(3) Soweit die Bundesregierung keine Anforderungen durch Rechtsverordnung nach Maf3gabe des § 23
Absatz 1 in Verbindung mit § 62 Absatz 4 und 8 63 Absatz 2 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes festge-
legt hat, kann das fiir Umwelt zustandige Ministerium im Einvernehmen mit dem flir Bergbau zustandigen
Ministerium durch Bekanntgabe im Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen fir unterirdisch einzu-
bauende oder ins Gewasser einzubringende geothermische Anlagen einschlieBlich der dafur notwendigen
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Bohrungen Regeln der Technik fir die Errichtung, die Ausfihrung, den Betrieb, die Unterhaltung sowie An-
forderungen an die Qualifikation der ausfiihrenden Unternehmen festlegen.

(4) Die unbeabsichtigte ErschlieBung von Grundwasser nach 8§ 49 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes
haben der Vorhabentrager oder der von diesem mit den Arbeiten Beauftragte der zustandigen Behorde un-
verziglich anzuzeigen. Die Arbeiten, die zur ErschlieBung gefiihrt haben, sind unverziiglich einstweilen ein-
zustellen. Die zustandige Behorde trifft die erforderlichen Anordnungen.

Kapitel 3
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen

) Abschnitt 1
Offentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz

§35
Wasserschutzgebiete
(zu 88 51, 52 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die zustandige Behorde setzt ein Wasserschutzgebiet durch ordnungsbehdérdliche Verordnung fest. Die
Verordnung nach Satz 1 ist unbefristet, es sei denn die zustandige Behoérde befristet sie; § 32 des Ord-
nungsbehérdengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), in der
jeweils geltenden Fassung findet keine Anwendung. Das flr Umwelt zustandige Ministerium wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit den fur Wirtschaft, Inneres, Bauen und Verkehr zustdndigen Ministerien sowie der
Landesplanungsbehérde durch Rechtsverordnung auch Schutzbestimmungen fir alle oder mehrere Was-
serschutzgebiete zu treffen, von denen in einer Festsetzung nach Satz 1 abgewichen werden kann.

(2) In Wasserschutzgebieten nach § 51 Absatz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ist die oberirdi-
sche Gewinnung von Bodenschétzen verboten. Eine von Satz 1 abweichende Regelung kann in einer Was-
serschutzgebietsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 getroffen werden, wenn und soweit der Schutzzweck das
Verbot fir einen Teil des Wasserschutzgebiets nicht erfordert. § 52 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Wasserhaus-
haltsgesetzes Uber die Befreiung von Verboten findet Anwendung.

(3) Handlungen, die nach anderen Bestimmungen einer Erlaubnis, Bewilligung, Genehmigung oder sonsti-
gen behdrdlichen Zulassung bedurfen, sollen einer besonderen Genehmigung nach den Vorschriften fir
Wasserschutzgebiete nicht unterworfen werden, wenn schon die anderen Bestimmungen einen hinreichen-
den Schutz ermdglichen.

(4) Entscheidungen auf Grund von Wasserschutzgebietsverordnungen trifft die zustandige Behdérde. Ent-
scheidungen anderer als nach Wasserrecht zustandiger Behdrden, die sich auf ein Wasserschutzgebiet
beziehen, ergehen im Einvernehmen mit der nach Wasserrecht zustandigen Behdorde, es sei denn, die Ent-
scheidung ergeht im Planfeststellungsverfahren.

(5) Die fur die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes erforderlichen Unterlagen, insbesondere Karten,
Plane und Gutachten, hat der durch die Festsetzung unmittelbar Beglinstigte vorzulegen. Kommt dieser
seiner Verpflichtung nicht nach, so hat er der zustandigen Behotrde die fir die Erstellung der Unterlagen
entstehenden Kosten zu erstatten.

§ 36
Heilquellenschutzgebiete
(zu 8§ 53 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) 8 35 Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 3 bis 5 gilt bei Heilquellenschutzgebieten entsprechend. Die staatliche
Anerkennung von Heilquellen auf Grund bisherigen Rechts gilt fort.

(2) Auch auf3erhalb des Heilquellenschutzgebietes konnen Handlungen, die geeignet sind, den Bestand oder
die Beschaffenheit einer staatlich anerkannten Heilquelle zu gefdhrden, untersagt werden. § 52 Absatz 4
und 5 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend.

§ 37
Wasserentnahmen zur 6ffentlichen Trinkwasserversorgung
(zu 88 12, 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Zulassung einer Entnahme von Wasser, das unmittelbar oder nach entsprechender Aufbereitung der
offentlichen Trinkwasserversorgung dienen soll, ist nach § 12 des Wasserhaushaltsgesetzes zu versagen,
wenn
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1. eine Beeintrdchtigung der an die Wasserversorgung zu stellenden hygienischen, chemischen und sons-
tigen Anforderungen nach der Trinkwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Au-
gust 2013 (BGBI. | S. 2977) in der jeweils geltenden Fassung zu besorgen ist,

2. kein mengenmaRiger Nachweis Uber die Erforderlichkeit der Versorgung privater und gewerblicher
Wasserabnehmer gefihrt ist und

3. andere Wasserentnahmerechte bestehen, die das gleiche Versorgungsgebiet und den gleichen Versor-
gungszweck betreffen, es sei denn, diese sind aus Griinden der Betriebssicherheit erforderlich.

(2) Bei der Benutzung von Grundwasser, das fur die derzeit bestehende oder kunftige 6ffentliche Wasser-
versorgung besonders geeignet ist, geniel3t die offentliche Wasserversorgung Vorrang vor anderen Benut-
zungen, soweit nicht iberwiegende Belange des Wohls der Allgemeinheit oder im Einklang damit auch der
Nutzen Einzelner etwas anderes erfordern.

(3) Ist auf Grund von Inhaltsstoffen und Eigenschaften des enthommenen Wassers (Rohwassers) davon
auszugehen, dass eine ordnungsgemalle Beschaffenheit des Trinkwassers zuklnftig nicht sichergestellt
werden kann, hat der Inhaber der Zulassung zu untersuchen, ob mit den vorhandenen Schutzauflagen im
Wassereinzugsgebiet und der Aufbereitung sicherstellt werden kann, dass keine Beeintrachtigung der An-
forderungen nach Absatz 1 Nummer 1 zu besorgen ist, und die Untersuchung der zustdndigen Behdrde
vorzulegen.

(4) Entspricht eine bereits zugelassene Wasserentnahme den Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1
nicht und kann sie diesen Anforderungen nicht angepasst werden, darf das enthommene Wasser nicht zur
offentlichen Trinkwasserversorgung verwendet werden. Die zustandige Behorde hat sicherzustellen, dass
die Trinkwasserversorgung aus dieser Wasserentnahme eingestellt wird.

§ 38
Sicherstellung der 6ffentlichen Wasserversorgung
(zu 8 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet eine dem Gemeinwohl entsprechende 6ffentliche Wasserversor-
gung sicherzustellen, das schliel3t die Vorhaltung von Anlagen zur Sicherstellung einer den ortlichen Ver-
haltnissen angemessenen Ldschwasserversorgung nach dem Gesetz Uber den Brandschutz, die Hilfeleis-
tung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) ein. Eine Gemeinde
kann ihre Aufgabe nach § 50 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes auf Dritte tUbertragen oder diese Drit-
ten Uberlassen, wenn damit eine ordnungsgeméaRe Wasserversorgung im Gemeindegebiet gewahrleistet ist;
die Sicherstellungspflicht nach Satz 1 verbleibt bei der Gemeinde. Die zur Wasserversorgung Verpflichteten
oder die mit der Erfillung dieser Pflicht beauftragten Unternehmen wirken auf einen haushélterischen Um-
gang mit dem Wasser hin. Unberiihrt bleiben die Regelungen zur Ubertragung gemeindlicher Aufgaben nach
der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. S. 666), in der jeweils geltenden Fassung und wasserverbandrechtlicher Regelungen.

(2) Zur Erfullung der Pflicht nach Absatz 1 sind MalRnahmen zur qualitativen und quantitativen Sicherung der
Trinkwasserversorgung durchzufihren, also MaRnahmen zum Schutz der Gewasser, aus denen die Trink-
wasserversorgung stattfindet oder die fur die Trinkwassergewinnung vorgehalten werden sollen, um das zur
Rohwassergewinnung genutzte Grundwasser oder Oberflichengewéasser vorbeugend zu schiitzen, sowie
MaRnahmen zur Einhaltung der Regeln oder des Standes der Technik der Trinkwasserversorgung. Aul3er-
dem sind MalBnahmen zur Foérderung des sorgsamen Gebrauchs von Trinkwasser zu ergreifen.

(3) Zur langfristigen Sicherstellung der offentlichen Wasserversorgung entsprechend ihrer Pflichten nach
Absatz 1 und 2 haben die Gemeinden fir ihr Gemeindegebiet ein Konzept Gber den Stand und die zukunfti-
ge Entwicklung der Wasserversorgung (Wasserversorgungskonzept) aufzustellen, das die derzeitige Ver-
sorgungssituation und deren Entwicklung und damit verbundenen Entscheidungen mit Darstellung der Was-
sergewinnungsgebiete mit dem zugehdrigen Wasserdargebot, der Wassergewinnungs- und —aufbereitungs-
anlagen, der Beschaffenheit des Trinkwassers, der Verteilungsanlagen sowie der Wasserversorgungsgebie-
te und deren Zuordnung zu den Wassergewinnungsanlagen beinhaltet, insbesondere im Hinblick auf den
Klimawandel. Das Konzept ist der zustéandigen Behotrde erstmalig zum 1. Januar 2018 vorzulegen und alle
sechs Jahre fortzuschreiben und erneut vorzulegen. Wird das Wasserversorgungskonzept nach sechs Mo-
naten nicht beanstandet, kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit der Umsetzung der dargestellten
Maflinahmen in dem daftir von der Gemeinde vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufgaben nach Absatz 1
ordnungsgemal erfullt werden. Das fir Umwelt zustdndige Ministerium wird ermachtigt, mit Rechtsverord-
nung Umfang und Inhalt des Wasserversorgungskonzeptes zu regeln.
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8§39
Kostenumlage
(zu & 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Erhebung von Benutzungsgebihren durch die Gemeinden erfolgt auf der Grundlage des Kommunalab-
gabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der jeweils
geltenden Fassung mit der MaRgabe, dass zu den ansatzféahigen Kosten alle Aufwendungen gehéren, die
den Gemeinden durch die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach
§ 38 sowie § 35 Absatz 5 entstehen. Zu den ansatzfahigen Kosten gehdren die Kosten fur Anlagen, die eine
nach den ortlichen Verhaltnissen angemessene Loschwasserversorgung nach dem Gesetz tiber den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz sicherstellen.

§40
Anlagen zur Wassergewinnung und zur Aufbereitung von Wasser
far die 6ffentliche Trinkwasserversorgung
(zu 8 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Anlagen zur Aufbereitung von Wasser fir die offentliche Trinkwasserversorgung sind nach dem Stand
der Technik zu errichten und zu betreiben, wenn in Anbetracht des Einzugsgebiets der Wasserkorper, wel-
che die Qualitat des zur Trinkwasserversorgung gewonnenen Wassers (Rohwasser) beeinflussen, im Einzel-
fall zu besorgen ist, dass wegen Stoffen im Rohwasser die Anforderungen zum Schutz der Trinkwasserver-
sorgung nicht eingehalten werden kénnen.

(2) Bei Errichtung und Betrieb ist auf einen effizienten Einsatz von Ressourcen und Energie zu achten, so-
fern dies mit den Anforderungen an die Aufbereitung und den brigen Anforderungen an die Errichtung und
Betrieb vereinbar ist. Der Betrieb und die Unterhaltung der Anlagen sind durch Personal mit der erforderli-
chen Qualifikation sicherzustellen.

(3) Entsprechen vorhandene Wassergewinnungsanlagen nicht den Anforderungen des § 50 Absatz 4 des
Wasserhaushaltsgesetzes und Aufbereitungsanlagen nicht den Anforderungen des Absatzes 1, hat sie der
Betreiber unverziglich diesen Anforderungen anzupassen.

§41
Anzeigepflicht

Die Planung zur Errichtung oder wesentlichen Anderung einer Aufbereitungsanlage oder ihres Betriebs fir
die offentliche Trinkwasserversorgung hat der Betreiber unverziglich nach Aufstellung des Planes der zu-
standigen Behorde anzuzeigen. Der Anzeige sind Zeichnungen, Nachweise und Beschreibungen beizufi-
gen, welche die technischen Grundziige der Anlage oder der Anderungen erkennen lassen. Die zustandige
Behorde kann im Hinblick auf die Errichtung oder wesentliche Anderung Regelungen treffen, um schadliche
Gewasserveranderungen zu verhiten oder auszugleichen, oder um sicherzustellen, dass die Aufbereitungs-
anlagen entsprechend den Anforderungen des § 40 errichtet, gedndert und betrieben werden.

§ 42
Verpflichtung zur Selbstiiberwachung

(1) Unternehmen der offentlichen Trinkwasserversorgung sind verpflichtet, auf ihre Kosten die Beschaffen-
heit des Rohwassers durch eine geeignete Stelle untersuchen zu lassen. Die zustandige Behdrde kann wi-
derruflich zulassen, dass das Unternehmen die Untersuchungen ganz oder teilweise selbst durchfiihrt. Die
Untersuchungsergebnisse nach Satz 1 sind der zustéandigen Behorde vorzulegen. Werden im Rahmen der
Untersuchungen nach Satz 1 Feststellungen zu nachteiligen Auswirkungen der Wasserentnahme auf das
Gewasser bekannt, sind diese der zustandigen Behdrde mitzuteilen.

(2) Das fur Umwelt zusténdige Ministerium wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen
Uber

1. Haufigkeit, Art, Ort und Umfang der Probeentnahmen in Abhangigkeit von der Enthnahmemenge an der
Entnahmestelle und

2. die Behandlung und Untersuchung der entnommenen Proben, insbesondere welche mikrobiologischen,
physikalischen und chemischen Parameter des Rohwassers zu untersuchen und wie diese zu ermitteln
sind.
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Abschnitt 2
Abwasserbeseitigung

Unterabschnitt 1
Begriffsbestimmungen, Grundséatze

8§43
Begriffsbhestimmung

Eine Abwasserbehandlungsanlage ist eine Einrichtung, die dazu dient,
1. die Schadwirkung des Abwassers zu vermindern oder zu beseitigen oder

2. den im Zusammenhang mit der Abwasserbehandlung anfallenden Klarschlamm fiir eine ordnungsge-
mafe Beseitigung aufzubereiten.

§ 44
Beseitigung von Niederschlagswasser
(zu 8 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Niederschlagswasser von Grundstiicken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder
an die offentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist nach MafRgabe des § 55 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes zu beseitigen.

(2) Die Gemeinde kann durch Satzung festsetzen, dass und in welcher Weise das Niederschlagswasser zu
versickern, zu verrieseln oder in ein Gewasser einzuleiten ist. Die Festsetzungen nach Satz 1 kénnen auch
in den Bebauungsplan aufgenommen werden; in diesem Fall sind die 88 1 bis 13 und 214 bis 216 des Bau-
gesetzbuches anzuwenden.

(3) Das fur Umwelt zustandige Ministerium wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung Anforderungen an Ein-
leitungen nach Absatz 1 zu stellen. Es kann insbesondere Regelungen treffen tber

1. die Erlaubnisfreiheit und die Begrindung einer Anzeigepflicht,
2. die Errichtung und den Betrieb der zur schadlosen Versickerung notwendigen Anlagen und
3. die Unterhaltung und die Uberwachung der Abwasseranlagen.

(4) Die zustandige Behorde kann zur Wahrung einer gemeinwohlvertraglichen Beseitigung von Nieder-
schlagswasser durch Allgemeinverfligung festlegen, dass in bebauten oder zu bebauenden Gebieten eine
Versickerung verboten ist.

§ 45
Erlaubniserteilung fur das Einleiten von Abwasser
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Eine Erlaubnis fur die Einleitung des Abwassers darf nur der Person erteilt werden, die insoweit abwas-
serbeseitigungspflichtig ist.

(2) Die Einleitung von Abwasser in Gewasser im Einzugsgebiet einer Flussklaranlage kann tbergangsweise
bis langstens zum 31. Dezember 2021 erlaubt werden, wenn durch die wasserrechtliche Genehmigung der
Flussklaranlage sichergestellt ist, dass die Anforderungen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes am Ab-
lauf der Flussklaranlage eingehalten werden. Der Abwasserbeseitigungspflichtige weist die erforderlichen
MaRnahmen und die zeitlichen Abfolgen in seinem Abwasserbeseitigungskonzept nach Mal3gabe des § 53
Absatz 3 aus. Enthalt das Abwasser einer dieser Einleitungen gefahrliche, prioritére oder prioritar gefahrliche
Stoffe, sind die Anforderungen nach § 57 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes bei der Einleitung in das
Gewasser des Einzugsgebietes einzuhalten.

Stand 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618 / SGV. NRW. 77) Seite 17



70.2-01
LWG

Unterabschnitt 2
Gemeindliche und wasserverbandliche Abwasserbeseitigungspflicht,
Ubergang von Pflichten

§ 46
Pflicht und Umfang der gemeindlichen Abwasserbeseitigung
(zu 8 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser gemaR § 56 des Wasserhaushaltsge-
setzes zu beseitigen. Die Verpflichtung der Gemeinden zur Abwasserbeseitigung umfasst insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen ErschlieBung von Grundstiicken, deren Bebaubarkeit nach Mali3-
gabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben- und ErschlieBungsplan oder
eine Klarstellungs-, Entwicklungs- und Ergdnzungssatzung begriindet worden ist,

2. das Sammeln und das Fortleiten von Abwasser, das auf einem Grundstiick des Gemeindegebietes
anféllt, sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Planen nach § 57 Absatz 1 Satz 4 und 5,

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 tibernommenen Abwassers sowie die Aufberei-
tung des durch die Abwasserbehandlung anfallenden Kléarschlamms fir seine ordnungsgeméfe Ver-
wertung oder Beseitigung,

4. die Errichtung und den Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der flr die Abwasserbeseiti-
gung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen des 8 60 des Wasser-
haushaltsgesetzes und des § 56,

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinklaranlagen anfallenden Schlamms und dessen Aufberei-
tung fur eine ordnungsgemafe Verwertung oder Beseitigung und

6. die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Mafl3gabe des § 47.

Wenn das Abwasser mehrerer benachbarter Grundstiicke Uber eine gemeinsame private Abwasserleitung
der gemeindlichen Abwasserablage zugefuhrt wird, stellt die Gemeinde sicher, dass diese gemeinsame
private Abwasserleitung nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik unterhalten und betrieben
wird.

(2) Die Gemeinde kann zur Erfullung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht durch Satzung

1. Fristen fur die Prifung von Haus- und Grundstiicksanschliissen festlegen, wenn die Verordnung nach
§ 59 Absatz 4 keine Fristen fir die erstmalige Prufung vorsieht oder wenn Sanierungsmafinahmen an
offentlichen Abwasseranlagen zu planen oder durchzufihren sind oder wenn die Gemeinde flr abge-
grenzte Teile ihres Gebietes die Kanalisation im Rahmen der Selbstiiberwachungsverpflichtung nach
8§ 59 Absatz 3 Uberprift,

festlegen, dass ihr eine Bescheinigung tber das Ergebnis der Prifung vorzulegen ist und

die Errichtung und den Betrieb von Inspektionséffnungen oder Einsteigeschachten mit Zugang fir Per-
sonal auf privaten Grundstiicken vorschreiben.

Eine auf der Grundlage der vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen Satzung zur Regelung von
Fristen kann die Gemeinde fortbestehen lassen. Die Gemeinde ist verpflichtet, die Grundstiickseigentimer
Uber ihre Pflichten nach den §8 60 und 61 des Wasserhaushaltsgesetzes zu unterrichten und zu beraten.

§ 47
Abwasserbeseitigungskonzept

(1) Mit dem Abwasserbeseitigungskonzept nach § 46 Absatz 1 Nummer 6 legen die Gemeinden der zustan-
digen Behérde eine Ubersicht iber den Stand der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Nieder-
schlagswasserbeseitigung) sowie Uber die Mal3nahmen zur Erflillung ihrer Pflichten nach § 46 Absatz 1,
insbesondere die zeitliche Abfolge und die geschéatzten Kosten der nach § 46 Absatz 1 Nummer 4 erforderli-
chen MaBRnahmen vor. Das Abwasserbeseitigungskonzept ist jeweils im Abstand von sechs Jahren erneut
vorzulegen. Es wird von der Gemeinde erarbeitet, im Gebiet von Abwasserverbanden im Benehmen mit dem
Abwasserverband. Die vom Abwasserverband gemafl § 53 Absatz 1 und 4 Ubernommenen MaRnahmen
sind nachrichtlich auszuweisen. Das fur Umwelt zustandige Ministerium bestimmt durch Verwaltungsvor-
schrift, welche Angaben in das Abwasserbeseitigungskonzept zwingend aufzunehmen sind und in welcher
Form sie dargestellt werden.

(2) Die zustandige Behorde kann zur Erreichung der im Bewirtschaftungsplan aufgestellten Ziele sowie zur
Sicherstellung der Erfullung der gemeindlichen Pflichten nach § 46 Absatz 1, insbesondere der sich aus § 60
des Wasserhaushaltsgesetzes und § 56 ergebenden Pflichten das Abwasserbeseitigungskonzept beanstan-

Stand 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618 / SGV. NRW. 77) Seite 18



70.2-01
LWG

den und MaRhahmen und Fristen festlegen, wenn die Gemeinde ohne zwingenden Grund die Durchfiihrung
erforderlicher MalRnahmen nicht oder verzogert vorsieht. Wird das Abwasserbeseitigungskonzept nach
sechs Monaten nicht beanstandet, kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit der Umsetzung der dar-
gestellten MaRnahmen in dem dafiir von der Gemeinde vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufgaben
nach § 46 ordnungsgemafd erfillt werden. Wenn die Gemeinde die festgelegten MaRnahmen nicht oder
nicht in der festgelegten Frist durchfihrt, hat sie dies der zustédndigen Behoérde mit Begriindung anzuzeigen.
Die zustandige Behdrde kann dann nach Satz 1 vorgehen.

(3) Das Abwasserbeseitigungskonzept hat auch Aussagen dartber zu enthalten, wie in den Entwésserungs-
gebieten das Niederschlagswasser unter Beachtung des § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes und
des 8§ 44 und der stadtebaulichen Entwicklung beseitigt werden kann und welche MafRhahmen nach § 46
Absatz 1 Nummer 4 fur die Niederschlagswasserbeseitigung noch erforderlich sind. Dabei sind die Auswir-
kungen auf die bestehende Entwasserungssituation und auf das Grundwasser und auf die oberirdischen
Gewasser unter Bertcksichtigung von MaRnahmen, die zum Ausgleich der Wasserfihrung nach § 66 gebo-
ten sind, sowie der MalRBnahmen zur Klimafolgenanpassung darzustellen.

§ 48
Abwasseriberlassungspflicht

Abwasser ist von dem Nutzungsberechtigten des Grundstiicks, auf dem das Abwasser anféllt, der Gemeinde
oder im Falle eines Ubergangs der Aufgabe nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 auf eine juristische Per-
son des offentlichen Rechts nach § 52 Absatz 1 dieser zu Uberlassen, soweit nicht nach den 8§ 49 bis 53
der Nutzungsberechtigte selbst oder andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtet sind. Ist die Abwasserbe-
seitigungspflicht auf den Nutzungsberechtigten eines Grundstlicks Ubertragen worden, so geht diese Ver-
pflichtung auf den Rechtsnachfolger des Nutzungsberechtigten tber.

§ 49
Ausnahmen von der Abwasserbeseitigungspflicht, Ubergang auf Dritte

(1) Die Gemeinde ist nicht zur Abwasserbeseitigung verpflichtet

1. flr das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, das im Rahmen der pflanzenbedarfsge-
rechten Dlngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder géartnerisch genutzte Béden ohne Beein-
trachtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, bo-
denschutzrechtlichen, naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufge-
bracht wird, und

2. fur unverschmutztes Abwasser, das zur Gewinnung von Warme abgekihlt wurde.

Unberthrt bleibt das Recht der Gemeinde, durch Satzung zu fordern, dass im Fall der Nummer 1 das
Grundstiick bezuglich des hauslichen Abwassers an eine 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird;
fordert die Gemeinde den Anschluss, finden die Vorschriften dieses Unterabschnittes Anwendung.

(2) Werden einem Einleiter von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen MaRhahmen der Abwasserbesei-
tigung auferlegt, ist er insoweit abwasserbeseitigungspflichtig.

(3) Zur Beseitigung von Niederschlagswasser, das von StraRenoberflachen au3erhalb im Zusammenhang
bebauter Ortsteile anféllt, ist der Trager der StralBenbaulast verpflichtet. Soweit der Bund oder das Land
Trager der StraBenbaulast im AufRenbereich sind, legt der Landesbetrieb StraRenbau dem fir Umwelt zu-
standigen Ministerium eine Ubersicht iiber den Stand der Einleitungen sowie tiber die zeitliche Abfolge und
die geschéatzten Kosten der nach § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach § 57 noch erforderlichen
MalRnahmen vor. § 47 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.

(4) Sofern gegeniiber der zustandigen Behérde nachgewiesen ist, dass das Niederschlagswasser durch den
Nutzungsberechtigten ganz oder teilweise gemeinwohlvertraglich auf dem Grundstiick versickert oder orts-
nah in ein Gewasser eingeleitet werden kann, und die Gemeinde den Nutzungsberechtigten des Grund-
stiicks insoweit von der Uberlassungspflicht nach § 48 freigestellt hat, ist der Nutzungsberechtigte selbst zur
Beseitigung des Niederschlagswassers verpflichtet. Die Freistellung gilt als erteilt, wenn das gesamte Nie-
derschlagswasser eines Grundstlicks seit dem 1. Januar 1996 auf dem Grundstiick beseitigt worden ist und
die Gemeinde in dieser Zeit ihren Anschluss- und Benutzungszwang nicht geltend gemacht hat. Die Ge-
meinde kann den Nutzungsberechtigten von seiner Pflicht zur Uberlassung des Niederschlagswassers auch
freistellen, wenn die Ubernahme bereits erfolgt ist und die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen. Der
Nachweis nach Satz 1 ist von der Gemeinde unter Beriicksichtigung der Entwicklung der Grundwasserstan-
de zu fUhren, wenn die Bebaubarkeit des Grundstlicks nach dem 1. Januar 1996 durch einen Bebauungs-
plan, einen Vorhabens- und ErschlieBungsplan oder eine baurechtliche Satzung begriindet worden ist. Im
Ubrigen ist der Nachweis durch den Nutzungsberechtigten des Grundstiicks zu filhren. Im Fall des Satzes 4
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hat die Gemeinde den Nachweis der zustandigen Behdrde rechtzeitig vor der Bebauung der Grundstiicke
mit der Planung nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und § 57 Absatz 1 vorzulegen.

(5) Die zustandige Behorde kann die Gemeinde auf ihren Antrag widerruflich ganz oder teilweise von der
Pflicht zur Abwasserbeseitigung fir Grundstiicke auBerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile freistellen
und diese Pflicht auf die Nutzungsberechtigten der Grundstiicke iibertragen, wenn eine Ubernahme des
Abwassers wegen technischer Schwierigkeiten oder wegen eines unverhaltnismafiig hohen Aufwandes nicht
angezeigt ist, das Wohl der Allgemeinheit der gesonderten Abwasserbeseitigung nicht entgegensteht und
der Nutzungsberechtigte eine Abwasserbehandlungsanlage betreibt, die den allgemein anerkannten Regeln
der Technik entspricht. Die zustandige Behorde kann auf Antrag der Gemeinde dartiber hinaus bei landwirt-
schaftlichen Betrieben dem Nutzungsberechtigten der Grundsticke die Pflicht zum Abfahren und Aufberei-
ten des anfallenden Schlamms Ubertragen, wenn die Schlammbehandlung in einer Kleinklaranlage den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik entspricht und der Schlamm auf eigenbewirtschaftete Ackerflachen
unter Beachtung der geltenden abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und bodenschutzrechtlichen Best-
immungen aufgebracht wird.

(6) Die zustandige Behotrde kann die Gemeinde auf ihren Antrag oder auf Antrag eines gewerblichen Betrie-
bes nach Anhorung der Gemeinde widerruflich ganz oder teilweise von der Pflicht zur Beseitigung von Ab-
wasser aus diesem Betrieb einschlief3lich der von diesen genutzten Flachen und aus anderen Anlagen frei-
stellen und diese Pflicht auf den gewerblichen Betrieb oder den Betreiber der Anlage Ubertragen, soweit das
Abwasser zur gemeinsamen Fortleitung oder Behandlung in einer 6ffentlichen Abwasseranlage ungeeignet
ist oder zweckmafiger getrennt beseitigt wird. Im Gebiet eines Abwasserverbandes ist dieser zu beteiligen.
§ 53 Absatz 4 bleibt unberiihrt. Sollen kommunales Abwasser und Abwasser aus einem gewerblichen Be-
trieb gemeinsam behandelt werden, kann die zustandige Behdrde die Abwasserbehandlung mit Zustimmung
der betroffenen Gemeinde und des gewerblichen Betriebes auf diesen Ubertragen, wenn die Abwasserbe-
handlung durch den gewerblichen Betrieb zweckmaRiger ist.

§ 50
Gemeinsame Abwasserbeseitigungspflicht
(zu 8§ 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Abwasserbeseitigungspflichtige kénnen sich mit Genehmigung der zustandigen Behérde zur gemeinsamen
Durchfuhrung der Abwasserbeseitigung zusammenschlieRen. Sie kénnen auf Anordnung der zustéandigen
Behorde zur gemeinsamen Durchfiihrung verpflichtet werden, wenn anders die Abwasserbeseitigung nicht
ordnungsgeman durchgefihrt werden kann oder wenn die gemeinsame Durchfihrung zweckméaRiger ist.
Dies ist insbesondere der Fall, wenn durch die gemeinsame Durchfiihrung

1. eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine Gewdasserverunreinigung ver-
mieden oder verringert oder

2. die Abwasserbeseitigung insgesamt wirtschaftlicher gestaltet werden kann.

In dem Antrag auf Genehmigung sind die Bereiche der Abwasserbeseitigung zu bezeichnen, die gemeinsam
durchgefuihrt werden sollen.

§51
Ubergangsregelung

Bis zur Ubernahme des Abwassers durch die Gemeinde, fir das die Gemeinde nach § 46 Absatz 1 die Ab-
wasserbeseitigungspflicht hat, hat derjenige das Abwasser zu beseitigen und die fur die Zwischenzeit erfor-
derlichen SanierungsmafRnahmen durchzufihren, bei dem das Abwasser anféllt. Ihm kdnnen die daftr erfor-
derlichen Genehmigungen erteilt und die Abwassereinleitung erlaubt werden, bis die Ubernahme des Ab-
wassers durch die Gemeinde erfolgt. Fiir den Zeitpunkt der Ubernahme sind die in dem unbeanstandeten
Abwasserbeseitigungskonzept der Gemeinde genannten Fristen maR3geblich.

§ 52
Ubergang gemeindlicher Pflichten auf juristische Personen und
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Gemeinde kann Aufgaben der Abwasserbeseitigung nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 5 auf
eine von ihr nach § 114a der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen errichtete Anstalt des
offentlichen Rechts tibertragen. Die Ubertragung ist der zusténdigen Behorde anzuzeigen. Die Vorschriften
des 8§ 114a der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen bleiben unberihrt. Benachbarte Ge-
meinden konnen Aufgaben der Abwasserbeseitigung auch einem gemeinsamen Kommunalunternehmen
nach den 88 27 und 28 des Gesetzes Uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
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kanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in der jeweils geltenden Fassung Ubertragen. Die
Ubertragung bedarf der Genehmigung der zusténdigen Behorde. Fur die Anzeige und die Genehmigung
sind die Ubertragenen Aufgaben nach Malgabe des § 46 Absatz 1 zu bezeichnen. Mit der Anzeige oder der
Genehmigung wird die Anstalt oder das gemeinsame Kommunalunternehmen im Umfang der tbertragenen
Aufgaben abwasserbeseitigungspflichtig.

(2) Die Mitgliedsgemeinde eines sondergesetzlichen Wasserverbandes kann ihre Pflicht zum Sammeln und
Fortleiten des Abwassers nach § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 fir das gesamte Gemeindegebiet auf den
Verband mit dessen Zustimmung Ubertragen. Errichtete Anlagen missen in dem Bestandsplan nach 8§ 57
Absatz 1 Satz 4 erfasst sein. Die Gemeinde hat vor dem Ubergang der Pflicht einen Nachweis iiber den
Investitionsbedarf zur Sanierung der dem Kanalisationsnetz zugehdrigen Abwasseranlagen und Uber die
zeitliche Abfolge der erforderlichen MaRhahmen zu erstellen. Grundlage sind die haltungsweise zu erstel-
lenden Investitionskosten und Abschreibungszeiten. Der Nachweis ist der zustandigen Behérde vorzulegen
und von ihr zu prufen. Wird der Nachweis nach sechs Monaten nicht beanstandet, kénnen die Gemeinde
und der sondergesetzliche Wasserverband davon ausgehen, dass der Nachweis ordnungsgeman erbracht
wurde. Mit der verbandsrechtlichen Genehmigung geht die Abwasserbeseitigungspflicht im Umfang der
Ubertragenen Aufgaben auf den sondergesetzlichen Wasserverband Uber. Der sondergesetzliche Wasser-
verband erhebt fir die Erflllung der tbernommenen Pflicht Beitrage von der Gemeinde. Die Pflicht der Nut-
zungsberechtigten von Grundstiicken zur Uberlassung des Abwassers an die Gemeinde nach § 48 bleibt
unberiihrt. Die Gemeinde und der sondergesetzliche Wasserverband haben die mit der Ubertragung einher-
gehenden gegenseitigen Rechte und Pflichten zu dokumentieren.

§53
Abwasserbeseitigungspflicht im Gebiet von Abwasserverbanden
(zu 8 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Im Gebiet eines Abwasserverbandes obliegen fiir Abwasseranlagen, die fir mehr als 500 Einwohnerwer-
te bemessen sind, dem Verband

1. die Ubernahme, Behandlung und Einleitung von Schmutzwasser oder mit Niederschlagswasser ver-
mischtem Schmutzwasser und

2. die Ruckhaltung von Abwasser aus 6ffentlichen Kanalisationen in dazu bestimmten Sonderbauwerken,
sofern das Abwasser vom Verband gem&R Nummer 1 zu behandeln ist.

Soweit dies noch erforderlich ist, hat der Verband die dazu notwendigen Anlagen in angemessenen Zeit-
raumen zu errichten, zu erweitern oder den Anforderungen des 8§ 60 des Wasserhaushaltsgesetzes und des
§ 56 anzupassen. In Einzelfallen kann die zustandige Behorde im Einvernehmen mit dem Verband und der
betroffenen Gemeinde bestimmen, dass die Pflichten des Satzes 1 ganz oder teilweise der Gemeinde oblie-
gen, sofern deren Erflllung durch die Gemeinde zweckmafiger ist.

(2) Soweit Aufgaben, die dem Verband nach Absatz 1 obliegen, von einem bisher dazu Verpflichteten wahr-
genommen werden, hat dieser die Aufgaben weiter zu erflillen, bis der Verband sie tbernimmt.

(3) Der Abwasserverband legt der zustédndigen Behorde fur die Gemeindegebiete innerhalb des Verbands-
gebietes im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden ein Abwasserbeseitigungskonzept nach § 47 Ab-
satz 1 Satz 1 zur Erfillung seiner Pflichten nach 8§ 46 Absatz 1 vor. § 47 Absatz 1 Satz 2 und 5 sowie Ab-
satz 2 gelten entsprechend. Die Vorschriften Gber die Verbandsaufsicht bleiben unberthrt. Im Gebiet eines
Abwasserverbandes kann die zustandige Behoérde einer Kommune aufgeben, ihr Abwasserbeseitigungskon-
zept nach 8 47 zu aktualisieren, wenn es fir die Abstimmung von verbandlichem und gemeindlichem Ab-
wasserbeseitigungskonzept erforderlich ist.

(4) Abwasserverbande sind an Stelle Dritter zu weiteren MalRnahmen der Abwasserbeseitigung berechtigt
und verpflichtet, soweit und solange sie diese als Verbandsunternehmen ubernehmen. Die Ubernahme be-
darf der Zustimmung des Dritten und der Gemeinde als fir die Regelung des Anschluss- und Benutzungs-
zwanges zustandige o6ffentlich-rechtliche Kérperschaft. Sie ist der zustandigen Behdrde anzuzeigen.

Unterabschnitt 3
Umlage von Kosten, Ausgleichzahlungen

§ 54
Umlage von Kosten der Abwasser- und Fremdwasserbeseitigung

Die Erhebung von Benutzungsgebihren durch die Gemeinden erfolgt auf der Grundlage des Kommunalab-
gabengesetzes mit der MaRRgabe, dass zu den ansatzfahigen Kosten alle Aufwendungen gehéren, die den
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Gemeinden durch die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 46 entstehen. Zu den ansatzfahigen Kosten ge-
horen auch die Kosten

1. der Beratung der Anschlussnehmer im Zusammenhang mit dem Anschluss ihres Grundstiicks an die
offentliche Abwasser- oder Fremdwasseranlage sowie die Kosten der Unterrichtung und Beratung nach
§ 46 Absatz 2 Satz 3,

2. fir MaBnahmen zur Ableitung oder Behandlung von Grund- und Drainagewasser ber ¢ffentliche Ab-
wasser- oder gesondert gebaute Fremdwasserbeseitigungsanlagen zur Aufrechterhaltung des ord-
nungsgemafen Betriebes der offentlichen Abwasseranlagen,

3. fur MaBnahmen zur Verbesserung der Vorflut fir die Zwecke der getrennten Niederschlagswasser- und
Fremdwasserbeseitigung,

4. fur die Uberprufung der Funktionsféahigkeit der Grundstiicksanschlussleitungen, auch wenn diese nicht
Bestandteil der offentlichen Abwasseranlage sind, sowie fir die Sicherstellungsaufgaben des 8§ 46 Ab-
satz 1 Satz 3 bei gemeinschaftlich genutzten privaten Abwasseranlagen,

5. fur KompensationsmaBhahmen im Gewésser als Ersatz fir Ruckhaltemalinahmen bei der Einleitung
von Niederschlagswasser, sofern die MalRnhahmen im Gewasser im raumlichen und funktionalen Zu-
sammenhang mit der Niederschlagswasserbeseitigung stehen,

6. fur Aufwendungen fir den Gewasserausbau eines bisher der Schmutzwasserbeseitigung dienenden
Gewassers zur Rickfihrung in den naturnahen Zustand,

7. far Mainahmen der Niederschlagswasserableitung und Niederschlagswasserbewirtschaftung, die dem
Schutz vor Uberflutung und Verschlammung von Gemeingitern, 6ffentlichen Abwasseranlagen und
Grundstlicken dienen, auch zur Klimafolgenanpassung und

8. fir die Wahrnehmung der bei der Gemeinde verbliebenen Pflichten in den Fallen des § 52.

Ein schonender und sparsamer Umgang mit Wasser sowie die Nutzung von Regenwasser sollen in die Ge-
staltung der Benutzungsgebdihr einfliel3en.

§55
Beitrag an den Kosten der Wasserdienstleistung Abwasserbeseitigung

Werden MalRnahmen wegen weitergehender Anforderungen an die Abwasserbeseitigung durchgefiihrt, die
zum Schutz einer offentlichen Wasserversorgung geboten sind, oder werden besondere MalRnahmen der
Abwasserbeseitigung durchgefihrt, weil der Ausbauzustand eines Gewéassers zum Nutzen eines Unterneh-
mens diese erfordert, um die Anforderungen nach 8§ 57 des Wasserhaushaltsgesetzes zu erreichen, kann
die zustandige Behorde eine pauschale Ausgleichszahlung festsetzen, die das Unternehmen dem Abwas-
serbeseitigungspflichtigen zum Ausgleich fiir den erhéhten Aufwand zu zahlen hat.

Unterabschnitt 4
Anforderungen an Abwasseranlagen, Einleitungen und Selbstiberwachung

8§ 56
Errichtung und Betrieb von Abwasseranlagen
(zu & 60 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die gemaf § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes fiir die Errichtung und den Betrieb von Abwasseranlagen
jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen fir
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseranlagen, die durch das fir Umwelt zustandige
Ministerium durch Bekanntgabe im Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen eingefuhrt werden,
soweit sie nicht durch Rechtsverordnung nach 8§ 23 Absatz 1 Nummer 5 des Wasserhaushaltsgesetzes fest-
gelegt sind. Beriihren sie bauaufsichtliche oder straRenbauliche Belange, werden sie im Einvernehmen mit
der obersten Bauaufsichtsbehtrde oder der obersten StraBenbaubehdrde eingefihrt. Zur Unterhaltung der
Abwasseranlagen gehort auch die Erhaltung der Bausubstanz. Bei Errichtung und Betrieb ist auf einen effi-
zienten Einsatz von Ressourcen und Energie zu achten, sofern dies mit den Anforderungen an die Einleitung
und den Ubrigen Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb vereinbar ist.

(2) Zur Unterhaltung von Abwasserbehandlungsanlagen gehéren insbesondere die notwendigen Vorkehrun-
gen, um Stoérungen im Betrieb der Anlage und Reparaturen, welche die Ablaufwerte (Konzentrationen und
Frachten) verschlechtern, vorzubeugen. Bei Betriebsstorungen, die zur Uberschreitung von Ablaufwerten
gefiihrt haben, oder bei unvermeidlichen Reparaturen, die eine Uberschreitung befiirchten lassen, hat der
Betreiber die notwendigen MaBnahmen zu treffen, um die nachteiligen Auswirkungen nach Dauer und Um-
fang maglichst gering zu halten und Wiederholungen mdéglichst zu vermeiden. Er ist verpflichtet, die zustan-
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dige Behorde Uber solche Reparaturen rechtzeitig, sowie Gber Ursache, Art, Auswirkungen und voraussicht-
liche Dauer solcher Betriebsstérungen unverziglich zu unterrichten. Er hat auch anzugeben, welche Mal3-
nahmen er nach den Séatzen 1 und 2 getroffen hat und noch treffen wird. Der Betrieb und die Unterhaltung
von Abwasserbehandlungsanlagen sind durch Personal mit der erforderlichen beruflichen Qualifikation si-
cherzustellen.

§ 57
Anzeige und Genehmigung von Abwasseranlagen

(1) Die Planung zur Erstellung, der Betrieb von Kanalisationsnetzen fir die private, gewerbliche oder diesen
vergleichbaren Kanalisationsnetzen von befestigten Flachen, die grof3er als drei Hektar sind, und fir die
offentliche Abwasserbeseitigung sowie wesentliche Anderungen von Planung zur Erstellung und Betrieb sind
der zustandigen Behorde anzuzeigen. Diese kann im Hinblick auf die Erstellung oder wesentliche Anderung
der Planung sowie den Betrieb Regelungen treffen, um nachteilige Beeintrachtigungen des Wohls der All-
gemeinheit zu verhiten oder auszugleichen oder um sicherzustellen, dass die Abwasseranlagen nach § 60
des Wasserhaushaltsgesetzes und § 56 Absatz 1 errichtet und betrieben werden. Wird die Planung nach
sechs Monaten nicht beanstandet, kann der Anzeigende davon ausgehen, dass er seine Planung umsetzen
kann. Fur bestehende Kanalisationsnetze haben die Betreiber einen Bestandsplan Uber die Abwasseranla-
gen und einen Plan Uber deren Betrieb aufzustellen. Die Plane sind fortzuschreiben. Sie sind der zustandi-
gen Behorde auf Verlangen vorzulegen. Das fur Umwelt zustédndige Ministerium wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung Regelungen uber Art und Inhalt der vorzulegenden Unterlagen fur die Anzeige, den Be-
standsplan und den Plan Uiber den Betrieb zu treffen.

(2) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Anderung einer Abwasserbehandlungsanlage, die nicht
unter 8 60 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes fallen, bedirfen der Genehmigung durch die zustéandige
Behorde. Werden genehmigungspflichtige Abwasserbehandlungsanlagen serienmafiig hergestellt, kbénnen
sie der Bauart nach zugelassen werden. Die Bauartzulassung kann inhaltlich beschrankt, befristet und mit
Nebenbestimmungen verbunden werden. Bauartzulassungen aus dem Ubrigen Bundesgebiet gelten auch in
Nordrhein-Westfalen. Fir diese Anlagen entféllt die Genehmigungspflicht. Keiner Genehmigung bedurfen
Abwasserbehandlungsanlagen oder Teile von ihnen,

1. die wegen ihrer einfachen Bauart oder wegen nicht zu erwartender nachteiliger Auswirkungen auf die
Abwasserbeseitigung in einer Rechtsverordnung des fir Umwelt zustandigen Ministeriums festgelegt
sind,

2. die Anforderungen zum Schutz der Gewasser nach Rechtsvorschriften der Europdischen Union zu
Bauprodukten oder nach den zu ihrer Umsetzung oder Durchfiihrung ergangenen Rechtsvorschriften
erfillen; die nach den genannten Rechtsvorschriften erforderlichen CE-Kennzeichnungen mussen an-
gebracht und die nach diesen Rechtsvorschriften zulassigen Klassen und Leistungsstufen nach Mal3-
gabe landesrechtlicher Vorschriften miissen eingehalten sein, oder

3. bei denen nach den bauordnungsrechtlichen Vorschriften iber die Verwendung von Bauprodukten auch
die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen sichergestellt ist.

Das fur Umwelt zustdndige Ministerium wird ermdchtigt, durch Rechtsverordnung die Abwasserbehand-
lungsanlagen zu bestimmen, die wegen ihrer einfachen Bauart oder nicht zu erwartenden nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Abwasserbeseitigung nach Satz 3 Nummer 1 keiner Genehmigung bedurfen.

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist zu versagen oder mit den notwendigen Nebenbestimmungen zu
versehen, wenn die Anlage den Anforderungen des 8 60 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes und § 57
Absatz 1 nicht entspricht oder sonstige offentlich-rechtliche Vorschriften dies erfordern. 8§ 13 Absatz 1, § 16
Absatz 1 und 3 und § 17 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten entsprechend.

§58
Einleiten von Abwasser in 6ffentliche und private Abwasseranlagen
(zu 88 55, 58, 59 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Im Falle des 8§ 55 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes bedarf die Einleitung flissiger Stoffe in 6ffent-
liche und private Abwasseranlagen einer Genehmigung der zustandigen Behorde.

(2) Die zusténdige Behorde wird erméchtigt, im Einzelfall fir das Einleiten von Abwasser, das keiner Ge-
nehmigungspflicht nach den 88 58 und 59 des Wasserhaushaltsgesetzes unterliegt, eine Genehmigungs-
pflicht festzustellen und den Einleiter aufzufordern, eine Genehmigung zu beantragen, wenn durch die Ein-
leitung des Abwassers in die Abwasseranlage eine schédliche Gewasserveranderung zu besorgen ist.

(3) Bei einer genehmigungspflichtigen Einleitung von Abwasser in eine private Abwasseranlage hat der Be-
treiber dieser Anlage den Wechsel des Nutzungsberechtigten eines an die Anlage angeschlossenen Grund-
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stucks der zustdndigen Behodrde anzuzeigen, wenn sich die Art, die Menge oder die stoffliche Zusammen-
setzung des Abwassers wesentlich dndern.

(4) Die zusténdige Behorde legt der obersten Wasserbehdrde auf Anforderung ein Verzeichnis der geneh-
migungspflichtigen Indirekteinleitungen vor. Das Verzeichnis hat Angaben (ber die Art, Herkunft und die
Mengen des indirekt eingeleiteten Abwassers zu enthalten.

§59
Selbstiberwachung von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen
(zu 88 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Das fur Umwelt zusténdige Ministerium wird erméachtigt, fir Einleitungen von Abwasser in ein Gewasser
und in Abwasseranlagen durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen tiber

1. die Ermittlung der Abwassermenge und der Abwasserzusammensetzung,
2. Haufigkeit, Dauer sowie Art und Umfang der Probeentnahmen und

3. die Behandlung und Untersuchung der enthommenen Proben insbesondere dariiber, welche Merkmale
und Inhaltsstoffe des Abwassers zu untersuchen sind, wie bei den Untersuchungen zu verfahren ist und
in welcher Art und in welchem Umfang die Untersuchungsergebnisse aufzuzeichnen sind.

(2) Wer nach den 88 58, 59 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach 8§ 58 Absatz 1 und 2 dieses Gesetzes
genehmigungspflichtig Stoffe und Abwasser in eine Abwasseranlage einleitet, kann von der zusténdigen
Behorde zur Selbstiiberwachung, insbesondere dazu verpflichtet werden, Betriebseinrichtungen und Abwas-
serbehandlungsanlagen nachzuweisen, Aufzeichnungen Uber Betriebsvorgange und eingesetzte Stoffe zu
fertigen und das Abwasser durch eine geeignete Stelle untersuchen zu lassen. Die zustandige Behdrde
kann widerruflich zulassen, dass der Indirekteinleiter die Untersuchungen ganz oder teilweise selbst durch-
fuhrt. Der Einleiter hat die Nachweise, Aufzeichnungen und Untersuchungsergebnisse der zustandigen Be-
hérde und dem Betreiber der offentlichen Abwasseranlage in den von der zustandigen Behdrde bestimmten
Zeitabstanden ohne besondere Aufforderung regelmafiig vorzulegen.

(3) Abwasseranlagen sind nach MaRRgabe des § 60 Absatz 1 und 2 und des § 61 Absatz 2 des Wasserhaus-
haltgesetzes zu betreiben. Kommt der Betreiber einer Abwasserbehandlungsanlage seinen Verpflichtungen
nach § 56 Absatz 2 nicht rechtzeitig nach, kann er von der zusténdigen Behérde verpflichtet werden, auf
seine Kosten die Anlage oder Teile von ihr regelmaRig durch einen geeigneten Sachverstandigen uberpri-
fen zu lassen. Die zustandige Behorde legt dabei Art, Umfang und Haufigkeit der Uberpriifungen fest. Der
Sachverstandige hat das Priifergebnis, insbesondere bei der Uberprifung festgestellte Mangel, dem Betrei-
ber, festgestellte Mangel auch der zustandigen Behorde mitzuteilen. Der Betreiber hat die Mangel unverzig-
lich abzustellen und die zustandige Behdrde dartber zu unterrichten.

(4) Das fur Umwelt zustédndige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Landtags insbesondere Regelungen zu treffen tber

1. die vom Betreiber zu beobachtenden Einrichtungen und Vorgéange, die Haufigkeit der Beobachtung, die
Art und den Umfang der zu ermittelnden Betriebskenndaten und die Haufigkeit ihrer Ermittlung sowie
Art und Umfang der Aufzeichnungen Uber die Beobachtungen und Ermittlungen,

2. die Methoden und Fristen zur Durchfiihrung der Prifung des Zustands und der Funktionsfahigkeit, die
Anerkennung durchgefiihrter Prifungen, Notwendigkeit und Fristen der Sanierung, Unterrichtung und
Beratung, die Anforderungen an die Sachkunde sowie die Voraussetzungen fir die Anerkennung be-
ziehungsweise Aberkennung der Sachkunde durch die zustéandige nordrhein-westfalische Handwerks-
kammer, Industrie- und Handelskammer oder Ingenieurkammer-Bau oder die zustandige Behérde, die
Flahrung einer landesweiten Liste der anerkannten Sachkundigen und Schulungsinstitutionen,

3. die Anforderungen an die Anerkennung von Schulungsinstitutionen durch die zustandige Behérde und
4. den Inhalt, die Aufbewahrung und die Vorlage von Unterlagen, Nachweisen und Prifbescheinigungen.

Unterabschnitt 5
Gewasserschutzbeauftragte

8§ 60
Gewasserschutzbeauftragte bei Abwasserverbanden
(zu 8§ 64 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Der Gewasserschutzbeauftragte eines Abwasserverbandes wird von dessen Vorstand bestellt.
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Abschnitt 3
Gewasserunterhaltung, Ausgleich der Wasserfihrung, Gewasserausbau

Unterabschnitt 1
Gewasserunterhaltung

8§61
Gewasserunterhaltung
(zu & 39 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers erstreckt sich auf das Gewasserbett und seine Ufer. Zur
Unterhaltung gehort auch die Freihaltung, Reinigung und Rdumung des Gewasserbettes und der Ufer von
Unrat, soweit es dem Umfang nach geboten ist.

8§62
Pflicht zur Gewasserunterhaltung
(zu & 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Unterhaltung der flieRenden Gewasser obliegt

1. bei Gewassern erster Ordnung dem Eigentiimer, soweit dieser eine 6ffentlich-rechtliche juristische Per-
son ist, ansonsten dem Land,

2. bei Gewassern zweiter Ordnung und bei sonstigen Gewassern den Gemeinden, die mit ihrem Gebiet
Anlieger sind (Anliegergemeinden).

(2) Die Unterhaltung der stehenden Gewasser obliegt den Eigentiimern oder, wenn sich diese nicht ermitteln
lassen, den Anliegern.

(3) Soweit Wasserverbédnde nach Gesetz oder Satzung die Gewasserunterhaltung zur Aufgabe haben, ob-
liegt ihnen die Gewésserunterhaltung; insoweit treten sie an die Stelle der Gemeinden oder der nach Ab-
satz 2 Verpflichteten.

(4) Die Kreise kdonnen im Einvernehmen mit der betroffenen Gemeinde die Pflicht zur Unterhaltung von Ge-
wassern zweiter Ordnung und von sonstigen Gewassern Ubernehmen; insoweit treten sie an die Stelle der
Gemeinden.

(5) Die Gemeinde kann ihre Pflicht zur Unterhaltung der Gewésser auf eine von ihr nach § 114a der Ge-
meindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen errichteten Anstalt des 6ffentlichen Rechts ubertragen.
Die Ubertragung bedarf der Genehmigung der zustiandigen Behorde. Die Vorschriften des § 114a der Ge-
meindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen bleiben unberiihrt. Die Satze 1 bis 3 gelten entsprechend,
wenn benachbarte Gemeinden nach den 88 27, 28 des Gesetzes lber die kommunale Gemeinschaftsarbeit
ein gemeinsames Kommunalunternehmen in Form einer Anstalt des offentlichen Rechts griinden. Es gilt
§ 63 Absatz 2.

(6) Die Unterhaltungspflicht fur ein Gewasser oder einen Gewasserabschnitt kann nach den Abséatzen 3
bis 5 nur insgesamt auf eine andere Person Ubertragen und von einer solchen ilbernommen werden.

§ 63
Gewasserunterhaltung durch Dritte
(zu & 39 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Pflicht zur Gewasserunterhaltung kann auf Grund einer Vereinbarung mit Zustimmung der zustandi-
gen Behorde mit offentlich-rechtlicher Wirkung von einem anderen Gibernommen werden. 8 62 Absatz 6 gilt
entsprechend. Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn der neue Pflichtige seinen Verpflichtungen
nicht ordnungsgemanR nachkommt.

(2) Soweit die Pflicht zur Gewasserunterhaltung gemaf Absatz 1 auf andere als Kérperschaften des offentli-
chen Rechts Ubergegangen ist, haben die nach § 62 Absatz 1 und 2 zur Gewdasserunterhaltung Verpflichte-
ten die jeweils erforderlichen Unterhaltungsarbeiten auf Kosten des Pflichtigen durchzufiihren, wenn dieser
in angemessener Frist seine Pflicht nicht oder nicht genligend erfillt. Die Ersatzvornahme ordnet die zu-
stéandige Behorde an.

Stand 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618 / SGV. NRW. 77) Seite 25



70.2-01
LWG

8 64
Umlage des Unterhaltungsaufwands
(zu & 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Gemeinden kénnen den ihnen aus der Unterhaltung der Gewasser zweiter Ordnung und der sonsti-
gen Gewasser entstehenden Aufwand zur Erhaltung und zur Erreichung eines ordnungsméafRigen Zustandes
fur den Wasserabfluss sowie die von ihnen an die Kreise oder Wasserverbande abzufuhrenden Betrage
innerhalb des Gemeindegebiets als Gebihren nach den 88 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes durch
Satzung umlegen auf

1. die Eigentimer von Grundstiicken und Anlagen, die die Unterhaltung Uber die bloRe Beteiligung am
natirlichen Abflussvorgang hinaus erschweren (Erschwerer), und

2. die Eigentimer von Grundstiicken in dem Bereich, aus dem den zu unterhaltenden Gewasserstrecken
Wasser seitlich zuflie3t (seitliches Einzugsgebiet) als durch den Abfluss Beglinstigte.

Zum umlagefahigen Aufwand gehdren auch die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchfiihrung der
Umlage, der Aufwand zur Ermittlung der Grundlagen fiir die Umlage sowie die Kosten nach § 74 Absatz 2.
Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Grundeigentimers der Erbbaube-
rechtigte. Der von den Erschwerern insgesamt aufzubringende Anteil wird vorab als Prozentsatz des Ge-
samtaufwands festgesetzt und auf die einzelnen Erschwerer verteilt. Die danach verbleibenden Kosten sind
die forderungsfahigen Aufwendungen. Der Teil der forderungsfahigen Aufwendungen, der nicht durch Finan-
zierungshilfen gedeckt ist, kann auf die Eigentimer im seitlichen Einzugsgebiet umgelegt werden. Dabei
tragen die Eigentimer der versiegelten Flachen 90 Prozent und die Eigentiimer der tbrigen Flachen 10 Pro-
zent der Kosten. Als Geblhrenmal3stab ist in der Satzung der Quadratmeter Grundstiicksflache zugrunde zu
legen.

(2) Kreise und Wasserverbande kdnnen den ihnen aus der Unterhaltung der Gewésser zweiter Ordnung und
der sonstigen Gewasser entstehenden Aufwand innerhalb ihres Gebiets auf die Erschwerer und die Ge-
meinden im seitlichen Einzugsgebiet im Verhaltnis ihrer Gebietsteile im Einzugsgebiet umlegen. Absatz 1 gilt
entsprechend. Die Befugnis der Wasserverbande, stattdessen fir MalRnahmen der Gewasserunterhaltung
von ihren Mitgliedern Verbandsbeitrédge nach den dafiir geltenden Vorschriften zu erheben, bleibt unberihrt.

§ 65
Entscheidung in Fragen der Gewasserunterhaltung
(zu 88 39 bis 41 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die zustandige Behorde stellt im Streitfall fest, wem die Pflicht zur Gewasserunterhaltung oder eine beson-
dere Pflicht im Interesse der Gewasserunterhaltung obliegt. Sie setzt den Schadensersatz im Sinne des § 41
Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes fest.

Unterabschnitt 2
Ausgleich der Wasserfihrung

§ 66
Pflicht zum Ausgleich der Wasserfihrung

(1) Soweit die im Bewirtschaftungsplan festgelegten Bewirtschaftungsziele und das MafRhahmenprogramm,
die allgemeinen Grundsatze der Gewdasserbewirtschaftung nach § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie
die Vorgaben der 88 27 bis 31 des Wasserhaushaltgesetzes fir die Bewirtschaftungsziele es erfordern,
nachteilige Veranderungen des Abflusses in flieRenden Gewassern zweiter Ordnung oder in sonstigen flie-
Benden Gewassern auszugleichen, obliegt es den Kreisen und kreisfreien Stadten, durch geeignete Mali3-
nahmen einen Ausgleich der Wasserfihrung herbeizufiihren und zu sichern. Gleiches gilt, wenn ein solcher
Ausgleich der Wasserfihrung einen weitergehenden Ausbau des Gewassers vermeidet. Erstreckt sich der
Bereich, in dem der Anlass zu den Ausgleichsmaf3nahmen entstanden ist und in dem die Ausgleichsmalf3-
nahmen durchzufuhren sind, auf das Gebiet mehrerer Kreise und kreisfreier Stadte, sind diese verpflichtet,
die notwendigen AusgleichsmalRnahmen gemeinsam durchzufiihren; beschrénkt er sich auf das Gebiet einer
Gemeinde, ist diese dazu verpflichtet. Sofern die Gemeinde zum Ausgleich der Wasserfuhrung verpflichtet
ist, gilt 8§ 62 Absatz 5.

(2) Soweit Wasserverbande nach Gesetz oder Satzung den Ausgleich der Wasserfihrung zur Aufgabe ha-
ben, obliegt ihnen die Pflicht, den Ausgleich der Wasserfluihrung herbeizufiihren und zu sichern; insoweit
treten sie an die Stelle der Kreise, kreisfreien Stadte und Gemeinden.
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8§67
Umlage des Aufwands fiir den Ausgleich der Wasserfiihrung

(1) Die Kreise, kreisfreien Stadte, Gemeinden und Wasserverbande kénnen den ihnen aus der Durchfiihrung
der AusgleichsmaRnahmen nach § 66 entstehenden Aufwand innerhalb des Bereichs, in dem der Anlass zu
den AusgleichsmafRnahmen entstanden ist, auf diejenigen, die zu nachteiligen Abflussverdanderungen nicht
nur unwesentlich beitragen (Veranlasser), umlegen. Zum Aufwand gehort auch der Aufwand fiir die Erfullung
der Pflichten nach § 74 Absatz 2. Der von den Veranlassern insgesamt aufzubringende Anteil wird als Pro-
zentsatz des Gesamtaufwands festgesetzt und auf die einzelnen Veranlasser verteilt. Anstelle der Eigentu-
mer, deren Grundstlicke innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile liegen, und anstelle von Abwas-
sereinleitern, deren Abwasser sie gemall § 46 zu beseitigen haben, kdnnen die Gemeinden zu Umlagen
herangezogen werden. Die Befugnis der Wasserverbande, stattdessen fiir Ausgleichsmafinahmen von ihren
Mitgliedern Verbandsbeitrage nach den dafiir geltenden Vorschriften zu erheben, bleibt unberihrt.

(2) Die Gemeinden kénnen die von ihnen gemal Absatz 1 Satz 3 aufzubringende Umlage auf die einzelnen
Veranlasser abwalzen.

Unterabschnitt 3
Gewasserausbau

8 68
Pflicht zum Gewasserausbau
(zu & 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Der zur Gewasserunterhaltung Verpflichtete hat das Gewasser auszubauen, soweit schadliche Gewasser-
veranderungen nach § 3 Nummer 10 des Wasserhaushaltsgesetzes es erfordern und nicht schon eine
Pflicht zum Ausgleich der Wasserfihrung nach 8§ 66 besteht. Die zustédndige Behdrde kann den Verpflichte-
ten zur Erfullung seiner Pflicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums anhalten.

8§69
Umlage des Ausbauaufwands

(1) Soweit Ausbaumaflnahmen durch nachteilige Abflussveranderungen veranlasst sind kann der Pflichtige
nach § 68 den ihm aus der Durchfiihrung der MaBnahmen entstehenden Aufwand innerhalb des Bereichs, in
dem der Anlass zu den AusgleichsmafRnahmen entstanden ist, auf diejenigen, die zu nachteiligen Abfluss-
veranderungen nicht nur unwesentlich beitragen (Veranlasser), umlegen. Der von den Veranlassern insge-
samt aufzubringende Anteil wird als Prozentsatz des Gesamtaufwands festgesetzt und auf die einzelnen
Veranlasser verteilt. Anstelle der Eigentimer, deren Grundstiicke innerhalb im Zusammenhang bebauter
Ortsteile liegen, und anstelle von Abwassereinleitern, deren Abwasser sie gemaf § 46 zu beseitigen haben,
konnen die Gemeinden zu Umlagen herangezogen werden. Die Befugnis der Wasserverbénde, stattdessen
fur AusgleichsmalRnahmen von ihren Mitgliedern Verbandsbeitrage nach den dafir geltenden Vorschriften
zu erheben, bleibt unberthrt. Die Gemeinden kdnnen die von ihnen gemanR Absatz 1 Satz 3 aufzubringende
Umlage auf die einzelnen Veranlasser abwalzen.

(2) Im Ubrigen findet § 64 Absatz 1 Satz 1, 2, 3, 6 bis 8 und Absatz 2 mit der MaRgabe entsprechende An-
wendung, dass die Anteile der Erschwerer entfallen.

§70
Vorteilsausgleich
(zu 8 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Baut eine offentlich-rechtliche Korperschaft ein Gewasser aus und erhalten Eigentiimer von Grundsti-
cken und Anlagen dadurch einen nicht nur unerheblichen Vorteil, kbnnen sie nach dem Mal} ihres Vorteils zu
den Aufwendungen herangezogen werden. Im Streitfall setzt die zustandige Behérde den Beitrag nach An-
hérung der Beteiligten fest. Gemeinden und Gemeindeverbénde kdnnen den Vorteil nach Satz 1 als Gebulh-
ren entsprechend den 88 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes durch Satzung umlegen.

(2) Dient der Gewasserausbau auch der Erfillung einer Verpflichtung nach § 66 oder § 68, sind die Beitrage
nach Absatz 1 vorab zu ermitteln. Der verbleibende Rest des Aufwands wird nach den dafiir geltenden Vor-
schriften umgelegt.

(3) Soweit MaRnahmen des Landes oder des Bundes im Zuge der Unterhaltung oder des Ausbaus eines
Gewassers erster Ordnung auch den besonderen Zwecken einer Gemeinde dienen, kann die zusténdige
Behorde die hierfir entstehenden Aufwendungen durch Verwaltungsakt auf diese umlegen. Die Gemeinden
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kénnen die von ihnen gemanR Satz 1 zu zahlenden Aufwendungen in entsprechender Anwendung von 88 64,
67, 69 auf die einzelnen Veranlasser oder Vorteilhabenden durch Satzung umlegen.

g§71
Grundsatze fur den Gewasserausbau
(zu 8 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)

MalRnahmen zum Gewasserausbau haben die im Bewirtschaftungsplan festgelegten Bewirtschaftungsziele,
das MalRnahmenprogramm, die allgemeinen Grundséatze der Gewasserbewirtschaftung nach § 6 des Was-
serhaushaltsgesetzes sowie die Vorgaben der 88 27 bis 31 des Wasserhaushaltgesetzes fur die Bewirt-
schaftungsziele sowie den Risikomanagementplan nach § 75 des Wasserhaushaltsgesetzes und die durch
das fir Umwelt zustéandige Ministerium im Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen veréffentlichten
Grundsatze fur den Gewdasserausbau zu beachten.

Unterabschnitt 4
Gemeinsame Vorschriften

§72
Finanzierungshilfen des Landes
(zu 8 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Soweit die Unterhaltungs- und Ausbaupflichtigen ihren Aufwand nach 88 64, 67, 69, 70 nicht umlegen kon-
nen, da die zugrunde liegenden MalRnahmen insoweit dem Allgemeinwohl dienen, gewéhrt das Land ihnen
einen Zuschuss im Rahmen vorhandener Haushaltsmittel. Die Verteilung und Verwendung der Mittel richtet
sich nach Richtlinien, die das fir Umwelt zustandige Ministerium nach Anhérung des zustandigen Aus-
schusses des Landtags erlasst.

8§73
Vorkaufsrecht

(1) Dem Land steht ein Vorkaufsrecht zu

1. an Grundstiicken, auf denen sich flieBende oberirdische Gewasser befinden, und an unbebauten
Grundstiicken, die an diese Gewasser angrenzen,

2. an unbebauten Grundstiicken, auf denen sich ein festgesetztes oder vorlaufig gesichertes Uber-
schwemmungsgebiet befindet, oder

3. an Grundstiicken, auf denen MaRnahmen der Gewasserentwicklung nach einem gemaf § 68 des Was-
serhaushaltsgesetzes zur Einsicht ausgelegten, festgestellten oder genehmigten Plan durchgefiihrt
werden sollen,

sofern das jeweilige Grundstiick im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses im Verzeichnis nach Absatz 4 aufge-
flhrt ist. Dem Land steht ferner ein Vorkaufsrecht zu bei einem entgeltlichen Erwerb von Erbbaurechten, mit
denen die Grundstiicke des Satzes 1 belastet sind oder werden. Liegen die Merkmale des Satzes 1 nur bei
einem Teil des Grundstucks oder Erbbaurechts vor, so erstreckt sich das Vorkaufsrecht nur auf diesen Teil.
Der Eigentimer oder Erbbauberechtigte kann aber verlangen, dass sich der Vorkauf auf das gesamte
Grundstlick oder Erbbaurecht erstreckt, wenn ihm ansonsten der weitere Verbleib des nicht vom Vorkaufs-
recht umfassten Grundstiicks oder Erbbaurechts in seinem Eigentum wirtschaftlich nicht zuzumuten ist.
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden, wenn das Grundstiick oder Erbbaurecht, fir das das Vorkaufsrecht
ausgeibt wird, fur die betrieblichen Zwecke eines Betriebs, der sich auf anderen Grundstiicken befindet,
zwingend erforderlich ist. Das Vorkaufsrecht darf nur ausgetbt werden, wenn und soweit die Flache im Au-
Renbereich nach § 35 des Baugesetzbuches liegt und zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach den
88 27 bis 31 des Wasserhaushaltsgesetzes, der Bewirtschaftungsziele im Bewirtschaftungsplan oder der
Umsetzung des MalRRnahmenprogramms oder fur die konkrete Umsetzung einer Gewasserentwicklungs-
maflnahme bendtigt wird.

(2) Das Vorkaufsrecht wird durch die zustandige Behotrde ausgelibt. Es kann auf schriftlichen Antrag eines
Pflichtigen nach 88 62, 66, 68 auch zu dessen Gunsten ausgelbt werden. Dann kommt der Kauf zwischen
dem Pflichtigen und dem Verkaufer zustande. Den Inhalt des mit dem Dritten geschlossenen Vertrags hat
der Verkaufer der zusténdigen Behoérde unverziglich mitzuteilen. Die Mitteilung des Verkaufers wird durch
die Mitteilung des Dritten ersetzt. Die zustandige Behodrde hat das Vorkaufsrecht binnen zwei Monaten nach
Empfang der Mitteilung nach Satz 4 oder 5 auszuuben.

(3) Das Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch oder Erbbaugrundbuch. Es geht
rechtsgeschaftlich begriindeten Vorkaufsrechten mit Ausnahme solcher auf den Gebieten des Grundstiicks-
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verkehrs und des Siedlungswesens im Rang vor. Das Vorkaufsrecht steht dem Vorkaufsrecht auf den Ge-
bieten des Grundsticksverkehrs und des Siedlungswesens im Rang gleich. Bei einem Eigentumserwerb auf
Grund der Ausiuibung des Vorkaufsrechts erléschen durch Rechtsgeschéft begrindete Vorkaufsrechte. Die
88 463 bis 469, 471, 1098 Absatz 2 und die 88 1099 bis 1102 des Burgerlichen Gesetzbuches finden An-
wendung. Das Vorkaufsrecht erstreckt sich nicht auf einen Verkauf, der an einen Ehegatten, eingetragenen
Lebenspartner oder einen Verwandten ersten Grades erfolgt und nicht auf Verkauf eines Rechts nach dem
Wohnungseigentumsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 403-1, verdffentlichten
bereinigten Fassung in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Die zustandige Behorde fihrt und verodffentlicht ein Verzeichnis tber die Grundstiicke, fiir die das Vor-
kaufsrecht nach Absatz 1 Satz 1 besteht. Jede Notarin und jeder Notar darf das Verzeichnis elektronisch
einsehen. Die jeweilige Einsichtnahme sowie das vom Verzeichnis der Notarin oder dem Notar jeweils zur
Verfluigung gestellte Ergebnis der Einsichtnahme wird dauerhaft gespeichert.

§74
Koordinierung der Unterhaltung und des Ausbaus der Gewéasser sowie des
Ausgleichs der Wasserfuhrung

(1) Die Verpflichteten nach den 88 62, 66, 68 haben in einer Einheit nach Anlage 4 ihre MalRnahmen, zu
denen sie nach den 88 62, 66, 68 verpflichtet sind, aufeinander abzustimmen. Die zustandige Behorde hat
die Abstimmung zu unterstitzen und sicherzustellen. Sie kann im Einvernehmen mit den Verpflichteten nach
Satz 1 die Einheit nach Anlage 4 in kleinere wasserwirtschaftliche Einheiten aufteilen, fir die dann die Pflich-
ten nach Satz 1 gelten.

(2) Die Verpflichteten nach Absatz 1 Satz 1 haben bis zum 22. Dezember 2018 und dann jeweils wieder
nach 6 Jahren der zustandigen Behorde eine gemeinsame Ubersicht ihrer MaRnahmen zum Ausbau und
Ausgleich der Wasserfuhrung sowie zur Gewasserunterhaltung vorzulegen, die fur die Erfullung ihrer Pflich-
ten nach 88 62, 66, 68 erforderlich sind, soweit die Mal3hahmen nicht in einem Abwasserbeseitigungskon-
zept nach § 46 aufgefuhrt sind.

(3) Die zustandige Behorde kann die Ubersicht zur Erreichung der im Bewirtschaftungsplan aufgestellten
Ziele sowie zur Erfullung der sich aus 88 62, 66, 68 ergebenden Pflichten beanstanden und MalRhahmen
und Fristen festlegen, wenn ein Pflichtiger nach Absatz 1 Satz 1 ohne zwingenden Grund die Durchfiihrung
erforderlicher MaRnahmen nicht oder verzogert vorsieht. Wird die Ubersicht nach sechs Monaten nicht be-
anstandet, kdnnen die Pflichtigen davon ausgehen, dass mit der Umsetzung der dargestellten Malinahmen
in dem dafur von den Pflichtigen vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Pflichten nach den 88 62, 66, 68 ord-
nungsgeman erfiillt werden. Wenn ein Pflichtiger die fiir ihn in der Ubersicht festgelegten MaRnahmen nicht
oder nicht in der festgelegten Frist durchfiihrt, hat er dies der zustandigen Behérde mit Begriindung anzu-
zeigen. Die zustandige Behdrde kann dann nach Satz 1 vorgehen.

(4) Die zustandige Behdorde kann, soweit die Ziele nach § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes, die §8 27 bis 31
des Wasserhaushaltgesetzes, der Bewirtschaftungsplan und das MalRnahmenprogramm es erfordern, Maf3-
nahmen vorgeben sowie Fristen setzen, wenn der Pflichtige ohne zwingenden Grund die Durchfiihrung von
MaRnahmen aus der Ubersicht verzogert.

Abschnitt 4
Talsperren, Hochwasserriickhaltebecken, Riuckhaltebecken au3erhalb
von Gewassern

8§75
Talsperren, Hochwasserriickhaltebecken, Rickhaltebecken au3erhalb von Gewassern

(1) Talsperren sind Anlagen zum Anstauen eines Gewassers und zum dauernden Speichern von Wasser
oder schlammigen Stoffen, bei denen die Hohe des Absperrbauwerks von der Sohle des Gewassers unter-
halb des Absperrbauwerks oder vom tiefsten Geldndepunkt im Speicher bis zur Krone mehr als funf Meter
betragt und das Speicherbecken bis zur Krone gefullt mehr als 100 000 Kubikmeter umfasst.

(2) Erfullen Anlagen zum Anstauen eines flieRenden Gewassers und vorubergehenden Speichern von
Hochwasser (Hochwasserriickhaltebecken) die Voraussetzungen des Absatzes 1, finden auf sie die Vor-
schriften des § 76 Absatz 1, 2 und 3 Satz 2 bis 5 Anwendung.

(3) Erfullen Anlagen zum Anstauen und Speichern von Wasser oder schlammigen Stoffen auerhalb eines
Gewassers (Rickhaltebecken au3erhalb von Gewassern) die Voraussetzungen des Absatzes 1, finden auf
sie die Vorschriften des § 76 Absatz 1, 2 und 3 Satz 2 bis 5 Anwendung.
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8§76
Bau und Betrieb

(1) Talsperren sind mindestens nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu unter-
halten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die technischen Best-
immungen fir den Bau, die Unterhaltung und den Betrieb von Talsperren, die durch das fuir Umwelt zustan-
dige Ministerium durch Bekanntgabe im Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen eingefuhrt werden.
Fur den Einzelfall oder durch Bekanntgabe im Ministerialblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen kénnen aus
Grunden des Wohls der Allgemeinheit weitergehende Anforderungen festgesetzt werden. Der Betrieb und
die Unterhaltung von Talsperren sind durch Personal mit der erforderlichen beruflichen Qualifikation sicher-
zustellen. Beim Bau und Betrieb von Anlagen zur Gewasserbenutzung ist auf einen effizienten Einsatz von
Ressourcen und Energie zu achten.

(2) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht den Anforderungen des Absatzes 1, hat sie der Unternehmer
innerhalb einer angemessenen Frist diesen Anforderungen anzupassen.

(3) Bau und Betrieb von Anlagen nach 8§ 75 Absatz 3 bedirfen der Genehmigung durch die zustéandige Be-
horde. Die wesentliche Anderung einer Anlage nach § 75, die kein Gewéasserausbau nach § 67 des Wasser-
haushaltsgesetzes ist, ist der zustandigen Behdrde anzuzeigen. Sie kann im Falle des Satzes 2 festlegen,
dass die wesentliche Anderung nur mit inrer Genehmigung durchgefiihrt werden darf. Sie kann verlangen,
dass der Unternehmer einen entsprechenden Antrag stellt. Die Pflicht zur Genehmigung und Anzeige entfallt
in den der Bergaufsicht unterstehenden Betrieben.

(4) Fur Ruckhaltebecken auBerhalb von Gewassern gelten die 88 29 und 30 sinngemaRi.

(5) Der Betreiber einer Anlage nach § 75 ist verpflichtet, Zustand, Unterhaltung und Betrieb der Anlage zu
Uberwachen und hieriiber Aufzeichnungen zu fertigen, die jahrlich in einem Sicherheitsbericht zusammenzu-
fassen sind. Der Sicherheitsbericht ist aufzubewahren und der zustéandigen Behodrde auf ihr Verlangen vor-
zulegen. Der Betreiber kann dartiber hinaus verpflichtet werden, die Anlage oder Teile von ihr zu Gberprifen
oder auf eigene Kosten durch im Einvernehmen mit der zustadndigen Behodrde beauftragte Gutachter Uber-
prufen zu lassen.

(6) Fur Anlagen nach 8§ 75 unterhalb der in 8 75 Absatz 1 Satz 1 genannten Grenzen gelten die Absétze 1
bis 5 entsprechend, wenn die zustéandige Behérde feststellt, dass ahnliche Sicherheitsvorkehrungen not-
wendig sind wie fir Anlagen nach § 75.

Abschnitt 5
Hochwasserschutz

Unterabschnitt 1
Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen

877
Errichten, Beseitigen, Umgestalten von Deichen und anderen Hochwasserschutzanlagen
(zu &8 67 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Fur das Errichten, Beseitigen, Verstarken oder sonstige wesentliche Umgestalten von Deichen, die den
Hochwasserabfluss beeinflussen, gelten die allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie § 71 entspre-
chend. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die Bestimmungen Uber das Errichten,
Beseitigen und Umgestalten von Deichen, die durch das fur Umwelt zustandigen Ministerium durch Be-
kanntgabe im Ministerialblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen eingefuhrt sind. Die Satze 1 und 2, die nach-
folgenden Bestimmungen fur Deiche sowie 8§ 97 Absatz 2 gelten auch fir Damme und andere Hochwasser-
schutzanlagen.

8§78
Unterhaltung und Wiederherstellung

(1) Die durch dieses Gesetz begrundete Pflicht zur Unterhaltung und Wiederherstellung von Deichen ist eine
offentlich-rechtliche Verbindlichkeit.

(2) Deiche sind von demjenigen zu unterhalten, der sie errichtet hat. Deiche, die bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes bereits bestehen, sind von dem bisher Unterhaltspflichtigen auch weiterhin zu unterhalten. Die Unter-
haltung eines Deiches umfasst die Erhaltung des Ausbauzustands, inshesondere die zum Schutz gegen
Angriffe des Gewassers notwendigen MalRnahmen und die Beseitigung von Schaden. Die zustandige Be-
horde kann den Umfang der Unterhaltung einschranken, wenn sie die Erhaltung des bisherigen Zustands
nicht mehr fir notwendig halt.
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(3) Entspricht ein Deich nicht mehr den allgemein anerkannten Regeln der Technik oder ist ein Deich ganz
oder teilweise verfallen, durch Naturgewalt oder fremdes Eingreifen zerstort, ist der Unterhaltspflichtige ver-
pflichtet, den Deich nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu sanieren oder wiederherzustel-
len. Die zustandige Behorde kann den Verpflichteten von seiner Pflicht nach Satz 1 befreien, wenn ein
Hochwasserschutz nicht mehr erforderlich ist oder durch andere MalRinahmen erreicht wird. § 40 Absatz 3
Satz 2 und 8§ 42 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten entsprechend.

(4) Ist ungewiss oder streitig, wer zur Unterhaltung des Deiches verpflichtet ist, kann die zustandige Behorde
die Gemeinden, deren Gebiet durch den Deich geschitzt wird, vorlaufig zur Unterhaltung heranziehen. Die
Gemeinden kdnnen ungeachtet des 8§ 79 von dem Unterhaltungspflichtigen Ersatz ihrer Aufwendungen er-
langen.

(5) Die Pflichten nach den Absatzen 1 bis 3 kénnen von einem anderen durch Vereinbarung unter Zustim-
mung der zustandigen Behorde mit 6ffentlich-rechtlicher Wirkung Gbernommen werden. Die Zustimmung
kann widerrufen werden, wenn der neue Pflichtige seinen Verpflichtungen nicht ordnungsgemald nach-
kommt. Die Pflichten kbnnen nach Satz 1 nur insgesamt ilbernommen werden.

(6) Sofern einer Gemeinde nach den Absatzen 1 bis 3 Pflichten obliegen, kann sie diese insgesamt auf eine
von ihr nach § 114a der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen errichteten Anstalt des 6ffent-
lichen Rechts iibertragen. Die Gemeinde hat die Ubertragung der zustiandigen Behorde anzuzeigen. Die
Vorschriften des § 114a der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen bleiben unberthrt. Die
Satze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn benachbarte Gemeinden nach den 8§ 27, 28 des Gesetzes Uber
die kommunale Gemeinschaftsarbeit ein gemeinsames Kommunalunternehmen in Form einer Anstalt des
offentlichen Rechts griinden.

8§79
Umlage

Die Aufwendungen fir Unterhaltung, Sanierung und Wiederherstellung von Deichen sind nach dem MalR
ihres Vorteils von denjenigen zu tragen, deren Grundstiicke durch den Deich geschitzt werden. Zu den Kos-
ten der Unterhaltung gehoéren die Aufwendungen fiur die Erfillung von Pflichten nach § 81 sowie die Perso-
nal-, Sach- und Verwaltungskosten zur Vorbereitung und Information der betroffenen Grundstiickseigenti-
mer. Im Streitfall setzt die zustandige Behérde nach Anhorung der Beteiligten den Beitrag fest. Sofern Ge-
meinden und Gemeindeverbande nach 8§ 78 Absatz 2 unterhaltungspflichtig sind, kénnen sie den ihnen ent-
stehenden Aufwand zur Erfillung ihrer Pflichten nach § 78 Absatz 2 und 3 als Gebiihren entsprechend den
88 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes auf Grundlage einer Satzung umlegen.

§ 80
Entscheidung in Unterhaltungsfragen

Die zustandige Behoérde kann feststellen, wem die Unterhaltung obliegt, und die nach § 81 Absatz 2 und 3
erforderlichen MalRnahmen und Pflichten n&her festlegen.

§81
Statusbericht
(zu 8§ 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Der Unterhaltungspflichtige tUber priuft regelméRig die Standsicherheit und Funktionstichtigkeit seines
Deichs. Festgestellte Mangel sind unverziglich zu beseitigen.

(2) In einem Statusbericht hat der Unterhaltungspflichtige jahrlich, fiir untergeordnete Anlagen alle finf Jahre
den Zustand der Hochwasserschutzanlage, relevante Verédnderungen im Abflussquerschnitt sowie seine
Uberwachungs-, Unterhaltungs- und BaumafRnahmen zu dokumentieren.

(3) Das fir Umwelt zustéandige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung den Inhalt des Status-
berichts sowie die Definition der untergeordneten Anlagen nach Absatz 2 zu regeln.

§82
Schutzvorschriften
(1) Auf Deichen und in einer Schutzzone von beidseitig vier Metern Breite zum Deichful3 ist verboten:

1. die Erdoberflache zu erhdhen oder zu vertiefen, Anlagen und Einfriedungen zu errichten, zu erweitern
oder zu verandern und Leitungen zu verlegen,

zu reiten und zu fahren, auf3er auf dafur zugelassenen Fléchen,
Tiere, ausgenommen Schafe, zu weiden und zu treiben,
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4. Gegenstande zu lagern und abzulagern,
5. Strducher und Baume zu pflanzen und
6. die Grasnarbe zu schadigen und zu entfernen.

Satz 1 gilt nicht fir MaBnahmen, die der Erhaltung der Wehrféahigkeit, der Verteidigung oder der Unterhal-
tung des Deiches dienen. Bei anderen Hochwasserschutzanlagen bedarf die Erh6hung und Vertiefung der
Erdoberflache, die Errichtung, Erweiterung oder Veranderung von Anlagen und das Verlegen von Leitungen
in dieser Schutzzone der Genehmigung. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die MaRnahme
die Sicherheit der Hochwasserschutzanlage beeintrachtigen kann.

(2) Die zustandige Behodrde kann von einem Verbot nach Absatz 1 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn

1. Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit die Malinahme erfordern oder
2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Harte fuhrt.

Wenn die Behorde bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Nummer 2 keine Befreiung erteilt, hat der nach
§ 78 Absatz 2 zur Deichunterhaltung Verpflichtete eine Entschadigung zu leisten.

(3) Die zustandige Behorde wird erméchtigt, durch ordnungsbehdrdliche Verordnung weitergehende Rege-
lungen zum Schutz von Deichen und anderen Hochwasserschutzanlagen zu treffen. In der Verordnung koén-
nen inshesondere Ausnahmen und Befreiungen von den Verboten des § 96 Absatz 1 zugelassen, weitere
Schutzzonen festgelegt, weitere Verbote und Gebote ausgesprochen sowie Genehmigungsvorbehalte und
Anzeigepflichten geregelt werden. § 35 Absatz 5 gilt entsprechend.

) Unterabschnitt 2
Uberschwemmungsgebiete

8§83
Festsetzung und vorlaufige Sicherung von Uberschwemmungsgebieten
(zu & 76 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Uberschwemmungsgebiete nach § 76 Absatz 2 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes sind auch
solche Gebiete, die fur Zwecke der Rickhaltung von Hochwasser oder der Hochwasserentlastung riickge-
winnbar sind.

(2) Die Festsetzung erfolgt durch ordnungsbehdrdliche Verordnung der zusténdigen Behorde. Die Verord-
nung nach Satz 1 ist unbefristet; § 32 des Ordnungsbehdrdengesetzes findet keine Anwendung. Die zustan-
dige Behorde legt den Entwurf der Verordnung und die Karten des Uberschwemmungsgebiets fiir die Dauer
von zwei Monaten zur Einsicht durch jedermann 6ffentlich aus und weist durch ortstibliche Bekanntmachung
in ihrem Amtsblatt auf die Auslegung und die Méglichkeit der Stellungnahme hin. Die zusténdige Behorde
veranlasst, dass die Gemeinden, auf deren Gebiet sich das Uberschwemmungsgebiet erstreckt, die Unterla-
gen nach Satz 3 fiir zwei Monate auslegen. Im Ubrigen ist § 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes fUr das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV.
NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden.

(3) Als festgesetzte Uberschwemmungsgebiete gelten, ohne dass es einer weiteren Festsetzung bedarf,
1. Gebiete zwischen oberirdischen Gewassern und Deichen oder Hochufern und

2. Gebiete, die auf der Grundlage einer Planfeststellung oder Plangenehmigung fir die Hochwasserentlas-
tung oder Rickhaltung beansprucht werden.

Die Uberschwemmungsgebiete nach Satz 1 werden in Karten mit deklaratorischer Bedeutung eingetragen.
Die zusténdige Behorde legt die Karten des Uberschwemmungsgebiets fur die Dauer von zwei Monaten zur
Einsicht durch jedermann o6ffentlich aus und weist auf die Auslegung durch ortstibliche Bekanntmachung hin.

(4) Die zustandige Behorde legt die Karte eines Uberschwemmungsgebiets nach § 76 Absatz 1 des Was-
serhaushaltsgesetzes, das bereits ermittelt, aber noch nicht festgesetzt ist, zur vorlaufigen Sicherung fur die
Dauer von vier Wochen 6ffentlich aus und weist auf die Auslegung durch 6ffentliche Bekanntmachung hin.
Fir Gebiete nach Satz 1 gilt § 84 entsprechend. Die vorlaufige Sicherung endet mit Inkrafttreten der formli-
chen Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes oder Einstellung des Festsetzungsverfahrens, spétes-
tens jedoch funf Jahre nach der 6ffentlichen Bekanntmachung.
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§ 84
Besondere Bestimmungen fiir Uberschwemmungsgebiete
(zu & 78 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Bei Vorhaben nach § 78 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes, die nach anderen
Rechtsvorschriften einer Genehmigung oder einer sonstigen Zulassung bedirfen und bei deren Erteilung
auch die Genehmigungsvoraussetzungen nach 8 78 Absatz 3 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zu pri-
fen sind, schlie3t die Genehmigung oder sonstige Zulassung auch die Genehmigung nach § 78 Absatz 3
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ein. Die zustandige Behorde hat im Einvernehmen mit der fir die Ge-
nehmigung nach § 78 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes zustandigen Behodrde zu entscheiden.

(2) Der zeitgleiche Ausgleich des Verlusts von verlorengehendem Riickhalteraum nach § 78 Absatz 3 Num-
mer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes kann bei kleinen Eingriffen tber ein Hochwasserschutzregister mit
Maflnahmen zur Schaffung von Rilckhalteraum zum Ausgleich erfolgen. Das Hochwasserschutzregister
fahrt die zustdndige Behorde. Das fur Umwelt zustandige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverord-
nung das Hochwasserschutzregister zu regeln, insbesondere

1. das Anlegen und Fuhren des Hochwasserschutzregisters,
2. die Durchfuihrung des Ausgleichs im Einzelfall und

3. die Kostenerstattung.

(3) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten sind

1. Anlagen zur Trinkwasserversorgung so zu errichten und zu betreiben, dass sie auch bei Hochwasser so
betrieben werden kdnnen, dass die Anforderungen der Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten
werden, es sei denn, die Versorgung wird bei Hochwasser sichergestellt durch andere Anlagen, die die
Anforderung erfillen oder auRerhalb eines Uberschwemmungsgebiets liegen; vorhandene Anlagen zur
Wasserversorgung sind bis zum 31. Dezember 2016 entsprechend nachzuristen;

2. Abwasseranlagen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher zu
errichten und zu betreiben; vorhandene Abwasseranlagen sind bis zum 31. Dezember 2021 entspre-
chend nachzuristen;

3. Anlagen nach § 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes nur so zu errichten und zu betreiben, dass
wassergefahrdende Stoffe durch Hochwasser nicht abgeschwemmt oder freigesetzt werden und auch
nicht auf eine andere Weise in ein Gewasser oder eine Abwasserbehandlungsanlage gelangen kénnen.
Vorhandene Anlagen nach § 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind bis zum 31. Dezem-
ber 2021 entsprechend nachzuristen.

Die zustédndige Behdrde kann von Verboten, Beschrankungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten
nach Satz 1 eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefahrdet wird oder Giberwiegende Griinde
des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Sie hat eine Befreiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung
unzumutbarer Beschrankungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefahr-
det wird.

§85
Melde-, Warn- und Alarmordnung zum Schutz vor Hochwasser
(zu 8 79 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Das fiur Umwelt zustandige Ministerium wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem fir Inneres zustandi-
gen Ministerium durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen zur Meldung von Hochwasser, insbesonde-
re zur Verpflichtung von Personen zur Teilnahme am Hochwassernachrichtendienst, dessen Organisation
und der Meldewege sowie zur Warnung vor Hochwasser.

(2) Warn- und Alarmplane fur landeribergreifende oberirdische Gewasser sind mit den angrenzenden Lan-
dern, fir den Rhein als Wasserstral3e mit dem Bund, abzustimmen.

(3) Aus der Einrichtung der Melde-, Warn- und Alarmdienste kénnen Dritte keine Anspriiche ableiten.
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Abschnitt 6
Wasserwirtschaftliche Planung, Grundlagen der Wasserwirtschaft

Unterabschnitt 1
Hochwasserrisikomanagementplanung nach 8 75 des Wasserhaushaltsgesetzes,
MaRBnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplanung nach 88 82, 83 des
Wasserhaushaltsgesetzes

8§86
Beteiligung bei MaRnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan
(zu 88 82, 83, 85 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Fur die nordrhein-westfalischen Anteile der in § 12 genannten Flussgebietseinheiten erarbeitet die oberste
Wasserbehdrde Beitrdge zu den Malinahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplanen der Flussgebiets-
einheiten und stellt sie im Einvernehmen mit den betroffenen obersten Landesbehdrden und nach Anhérung
des fur den Umweltschutz zustdndigen Ausschusses des Landtages auf. Bei der Erarbeitung werden die
Tréger oOffentlicher Belange und ihnen Gleichgestellte, insbesondere die Kreise und kreisfreien Stadte, die
anerkannten Naturschutzvereinigungen, die betroffenen Wasserverbadnde und die betroffenen regionalen
Planungstrager geméaRl § 6 des Gesetzes zur Neufassung des Landesplanungsgesetzes NRW vom 3. Mai
2005 (GV. NRW. S. 430) in der jeweils geltenden Fassung beteiligt. Sie wirken bei der Erarbeitung mit, ins-
besondere unterstiitzen sie die oberste Wasserbehérde und erteilen die erforderlichen Auskiinfte.

§87
Information und aktive Beteiligung der Offentlichkeit bei der
Hochwasserrisikomanagementplanung
(zu 8 79 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die zustandige Behdrde legt

1. die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Festlegung der Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 Satz 1
des Wasserhaushaltsgesetzes,

2. die Gefahrenkarten und Risikokarten nach § 74 des Wasserhaushaltsgesetzes und
3. die Risikomanagementplane nach § 75 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes

und deren Uberarbeitungen nach § 73 Absatz 6, § 74 Absatz 6 und § 75 Absatz 6 des Wasserhaushaltsge-
setzes fur die Dauer von einem Monat zur Einsicht durch jedermann offentlich aus und weist auf die Ausle-
gung durch o6ffentliche Bekanntmachung hin.

§ 88
Bekanntgabe und Verbindlichkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen
(zu 88 75, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die oberste Wasserbehtrde legt die Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme nach 88 82, 83
des Wasserhaushaltsgesetzes, soweit sie die nordrhein-westfélischen Anteile der Flusseinzugsgebiete be-
treffen, aus und weist auf die Auslegung bei dem fiir die Umwelt zustandigen Ministerium und den zustandi-
gen Behorden im Ministerialblatt fur das Land Nordrhein-Westfalen hin. Die zustandige Behorde, auf deren
Gebiet sich die Planung erstreckt, legt den Bewirtschaftungsplan und das MaRnahmenprogramm zur Ein-
sicht fur jedermann aus und weist auf die Auslegung durch 6ffentliche Bekanntmachung hin. Die zustandige
Behorde legt die Risikomanagementplane nach § 75 des Wasserhaushaltsgesetzes zur Einsicht fir jeder-
mann aus und weist auf die Auslegung durch 6ffentliche Bekanntmachung hin.

(2) MaBnahmen, die Risikomanagementplane und MalRhahmenprogramme nach den 88 75, 82 des Was-
serhaushaltsgesetzes festlegen, sind durch Anordnungen oder sonstige Entscheidungen der zustandigen
Behorden nach diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften durchzusetzen. Sind in den Planen
und Programmen nach Satz 1 planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen, haben die offentlichen Pla-
nungstrager diese bei ihren Planungen zu beriicksichtigen. Im Ubrigen sind die nordrhein-westfalischen An-
teile der Risikomanagementplane, MaBnahmenprogramme und der Bewirtschaftungsplane fir alle behérdli-
chen Entscheidungen verbindlich.
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Unterabschnitt 2
Grundlagen der Wasserwirtschaft, Daten und Dokumentation

8§89
Grundlagen der Wasserwirtschaft
(zu & 88 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die zustandigen Behorden ermitteln die Grundlagen der Wasserwirtschaft. Sie haben dabei die Regeln
und Bestimmungen Uber das Erheben, Auswerten und Darstellen der Grundlagen des Wasserhaushalts
anzuwenden, die durch das fur Umwelt zustéandige Ministerium durch Bekanntgabe im Ministerialblatt fir das
Land Nordrhein-Westfalen eingefihrt werden. Soweit solche Regeln nicht verdffentlicht sind, missen min-
destens die allgemein anerkannten Regeln der Technik angewandt werden. Die zustdndigen Behodrden er-
mitteln ferner im Zusammenwirken mit den Fachverbé&nden der Wasser- und Abfallwirtschaft den Stand der
fir die Wasserwirtschaft bedeutsamen Technik und beteiligen sich an dessen Entwicklung, soweit dies fir
die Bedurfnisse der Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes erforderlich ist. Die Ergebnisse dieser Ermitt-
lungen sind bei allen behdrdlichen Entscheidungen zu berlcksichtigen. Die zustéandigen Behorden geben
Uber ihre Ermittlungen den Wasserbehérden, den Gemeinden und Gemeindeverbanden, den Wasserver-
banden und anderen Tragern 6ffentlicher Belange Auskunft; sie kénnen auch private Interessenten beraten.

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend fir Gemeinden und Gemeindeverbande, Wasserverbande und
andere offentlich-rechtliche Korperschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts, soweit diese zur Erfullung
ihrer Aufgaben Grundlagen des Wasserhaushalts ermitteln. Sie gelten ebenfalls fur Personen privaten
Rechts, soweit diese zur Erfillung einer gesetzlichen Pflicht oder aufgrund von Pflichten, die ihnen auf
Grund wasserrechtlicher Bestimmungen obliegen, Grundlagen des Wasserhaushalts ermitteln.

(3) Die nach den Absatzen 1 und 2 Verpflichteten sowie die nach § 88 Absatz 1 und 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes Berechtigten Ubermitteln nach naherer Bestimmung durch die oberste Wasserbehérde die
erhobenen Daten unentgeltlich an die zustéandige Behorde, sofern sie mit der zustandigen Behdrde nichts
anderes vereinbart haben. Das fur Umwelt zustéandige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung
zu regeln, welche Daten zu Gbermitteln sind und nach welchen Anforderungen sich die Ubermittlung richtet.

(4) Zur Erfullung der in Absatz 1 genannten Aufgaben kénnen auch personen- und betriebsbezogene Daten
erhoben und weiter verarbeitet werden. Eine Veroffentlichung hat so zu erfolgen, dass Riickschlisse auf
Betriebs- oder Geschéftsgeheimnisse nicht gezogen werden kénnen. Im Ubrigen bleiben die Bestimmungen
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV.
NRW. S. 542) in der jeweils geltenden Fassung unberthrt.

8§90
Informations- und Dokumentationspflichten
(zu 88 51, 53, 76, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Die zustandigen Wasserbehérden filhren tber alle festgesetzten und vorldufig gesicherten Uberschwem-
mungsgebiete, Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebiete Verzeichnisse und Karten im Internet. Die zu-
stéandigen Wasserbehérden bewahren die Karten zur Bewertung der Hochwasserrisiken und der Festlegung
der Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, die Gefahrenkarten und Risiko-
karten nach § 74 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie die Risikomanagementplédne nach § 75 Absatz 1 des
Wasserhaushaltsgesetzes und deren Uberarbeitungen nach den § 73 Absatz 6, § 74 Absatz 6 und § 75
Absatz 6 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie die Mal3Bnhahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane nach
§ 82 des Wasserhaushaltsgesetz und deren Uberarbeitung zur Einsicht fiir jedermann auf. Fur die Nutzung
der Daten fiir die Gebiete nach den Satzen 1 und 2 werden keine Entgelte erhoben.

Unterabschnitt 3
Wasserbuch

§91
Einrichtung des Wasserbuchs
(zu & 87 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Das Wasserbuch ist in digitaler Form als automatisierte Datei auf Datentrdger von der zustandigen Be-
hérde anzulegen und zu fuhren. Die oberste Wasserbehorde bestimmt die Einzelheiten der Wasserbuchfuh-
rung. Die fur die Erteilung zustandigen Behdrden haben die ins Wasserbuch aufzunehmenden Rechte in
digitaler Form zur Verfigung zu stellen.

(2) Berlhrt ein Gewasser mehrere Regierungsbezirke, kann die oberste Wasserbehérde eine Wasserbehor-
de mit der Anlegung und Fiihrung des Wasserbuchs betrauen.
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§92
Eintragung, Verfahren
(zu & 87 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) In das Wasserbuch sind auBer den in 8 87 des Wasserhaushaltsgesetzes genannten Rechtsverhaltnis-
sen einzutragen

1. Heilquellenschutzgebiete,

2. die von den 88 23 und 62 abweichenden Unterhaltungspflichten und

3. die Zwangsrechte.

(2) Eintragungen in das Wasserbuch werden von Amts wegen vorgenommen, sobald das Rechtsverhaltnis
nachgewiesen ist.

(3) Alte Rechte und alte Befugnisse, deren Rechtsbestand nicht nachgewiesen ist, sind bei der Eintragung
als ,behauptete Rechte und Befugnisse” zu kennzeichnen; ihre Eintragung soll unterbleiben, wenn ihr Be-
stand offenbar unmdglich ist.

Kapitel 4
Gewasseraufsicht

§93
Aufgaben der Gewéasseraufsicht
(zu 8 100 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes)
(1) Aufgabe der Gewasseraufsicht ist es,
die Gewasser,
ihre Benutzung,
die Indirekteinleitungen,
die Beschaffenheit des Rohwassers fur die dffentliche Trinkwasserversorgung,
die Wasserschutzgebiete,
die Uberschwemmungsgebiete,
die Talsperren und Ruckhaltebecken,
die Deiche und

© ® N o gk wDdNPR

die Anlagen, die unter das Wasserhaushaltsgesetz, dieses Gesetz oder die dazu erlassenen Rechts-
vorschriften fallen,

auf Einhaltung aller Verpflichtungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Gesetz oder nach auf
das Wasserhaushaltsgesetz oder dieses Gesetz gestitzten Rechtsverordnungen, sowie zur Abwehr von
Gefahren zu Uberwachen. Wird eine nach dem Wasserhaushaltsgesetz, diesem Gesetz oder den dazu er-
lassenen Vorschriften zulassungs- oder anzeigepflichtige Handlung oder Anlage ohne Zulassung oder An-
zeige durchgefiihrt oder errichtet, betrieben oder wesentlich geandert, kann die zustandige Behorde verlan-
gen, dass ein entsprechender Antrag gestellt wird oder eine Anzeige erfolgt.

(2) Zur Gewasseraufsicht gehdren die Bautberwachung und die Bauzustandsbesichtigung der baulichen
Anlagen. Die Vorschriften der § 81 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und § 82 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Landesbauord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Marz 2000 (GV. NRW. S. 256) in der jeweils geltenden
Fassung gelten entsprechend.

(3) Zur Gewasseraufsicht gehéren Untersuchungen des natirlichen Wasserkreislaufs, auch soweit er auf3er-
halb von Gewéssern stattfindet, im Hinblick auf Klimaauswirkungen.

§94
Uberwachung von Abwassereinleitungen

Einleitungen von Abwasser in Gewasser von im Jahresdurchschnitt mehr als ein Kubikmeter je zwei Stun-
den sind in der Weise zu Uberwachen, dass mehrmals im Jahr Proben zu entnehmen und zu untersuchen
sind. Ausgenommen sind Einleitungen von Abwasser, das keiner Behandlung bedarf, und Abwassereinlei-
tungen, von denen keine erhebliche Beeintrachtigung des Wasserhaushalts zu erwarten ist. Die zur Uber-
wachung erforderlichen Probeentnahmen und Untersuchungen werden von den zustandigen Behdrden oder
von den von ihnen beauftragten Untersuchungsstellen durchgefuhrt. Es dirfen keine Untersuchungsstellen

Stand 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618 / SGV. NRW. 77) Seite 36



70.2-01
LWG

beauftragt werden, die fur den Abwassereinleiter auf wasserwirtschaftlichem Gebiet gegen Entgelt bereits in
anderer Weise, insbesondere als Gutachter oder im Rahmen der Selbstiiberwachung tétig sind.

8§ 95
Gewasser- und Deichschau

(1) Die flieRenden Gewasser sind, soweit es zur Uberwachung der ordnungsmaRigen Gewéasserunterhaltung
geboten ist, im Rahmen der Gewésseraufsicht durch die zustandige Behdrde zu schauen. Dabei ist festzu-
stellen, ob das Gewasser ordnungsgemaf unterhalten ist.

(2) Den zur Gewasserunterhaltung Verpflichteten, den Eigentimern und Anliegern des Gewassers, den zur
Benutzung des Gewassers Berechtigten, den Fischereiberechtigten und der unteren Landschaftsbehdrde ist
Gelegenheit zur Teilnahme und zur AuRerung zu geben. Die Schautermine sind zwei Wochen vorher ortsiib-
lich offentlich bekanntzumachen.

(3) Die Absatze 1 und 2 Satz 2 sind auf Deiche und Hochwasserschutzanlagen entsprechend anzuwenden.
Den zur Unterhaltung Verpflichteten und den Eigentumern der Hochwasserschutzanlage ist Gelegenheit zur
Teilnahme und zur AuRerung zu geben

§ 96
Kosten der Gewasseraufsicht
(zu 8 100 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Die Kosten der Gewasseraufsicht sind dem Benutzer eines Gewassers und dem Betreiber von Anlagen
aufzuerlegen, soweit sich die Uberwachung auf die Einhaltung ihrer Pflichten bezieht. In den sonstigen Fal-
len tragt der Uberwachte die Kosten, wenn die Uberwachung ergibt, dass von ihm wasserrechtliche Vor-
schriften und Verpflichtungen nicht erfillt worden sind. Kosten sind vom Gewasserbenutzer und Anlagenbe-
treiber nicht zu tragen fir Besichtigungen geman § 95.

(2) Soweit der Benutzer eines Gewassers der Eigentimer des Grundstticks ist, das fur die Gewéasserbenut-
zung erforderlich ist, oder der Anlagenbetreiber Eigentimer des Grundstlicks ist, auf dem sich die Anlage
befindet, werden die Kosten fir Malinahmen nach Absatz 1 von den Kostenpflichtigen in ihrer Eigenschaft
als Grundstiickseigentiimer erhoben. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Benutzer oder der Anlageneigen-
timer Erbbauberechtigter ist. In diesen Féallen ruhen die Kosten als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick
oder dem Erbbaurecht.

Kapitel 5
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen, Betretungsrechte,
Mitwirkungspflichten

§ 97
Besondere Pflichten Dritter beim Gewasserausbau, Deichbau, der
Gewaésserunterhaltung und der Gewasser- und Deichschau
(zu § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Soweit es zur Vorbereitung oder Durchfiihrung eines Gewasserausbaus erforderlich ist, haben die Anlie-
ger und Hinterlieger nach vorheriger Ankiindigung auf Anordnung der zustéandigen Behorde zu dulden, dass
der Unternehmer oder dessen Beauftragte die Grundstiicke betreten und voriibergehend benutzen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir die Vorbereitung und Durchflihrung einer MalRnahme nach 8§ 77 sowie fir
die ordnungsgeméafe Unterhaltung einer Hochwasserschutzanlage. Fur die Deichunterhaltung haben Anlie-
ger und Hinterlieger au3erdem zu dulden, dass aus ihren Grundstiicken Bestandteile enthommen werden,
wenn diese anderweitig nur mit unverhéltnismafiig hohem Aufwand beschafft werden kénnen. Die Eigenti-
mer und Nutzungsberechtigten der an eine Hochwasserschutzanlage angrenzenden Grundstiicke haben
alles zu unterlassen, was die Unterhaltung oder Sicherheit des Deiches beeintréchtigen kann.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend fir die Durchfihrung einer Gewasser- oder Deichschau nach § 95.

(4) An flieRenden Gewassern zweiter Ordnung und an sonstigen flieBenden Gewéssern darf eine bauliche
Anlage innerhalb von drei Metern von der Bdschungsoberkante nur zugelassen werden, wenn ein Bebau-
ungsplan die bauliche Anlage vorsieht oder 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Anlieger und Hin-
terlieger haben das Einebnen des bei der Gewéasserunterhaltung anfallenden Aushubs auf ihren Grundsti-
cken zu dulden, soweit bodenschutzrechtliche Bestimmungen nicht entgegenstehen und dadurch die bishe-
rige Nutzung nicht dauernd beeintréchtigt wird.
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(5) Alle nach § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach den Abséatzen 1 bis 4 beabsichtigten Arbeiten
und MaRRnahmen sind dem Duldungspflichtigen rechtzeitig anzukindigen.

(6) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 sowie Absatz 4 Satz 2
Schaden, so hat der Geschadigte gegeniiber dem Unternehmer Anspruch auf Schadensersatz. Die zustan-
dige Behorde setzt die Hohe des Schadensersatzes fest.

§98
Besondere Pflichten im Interesse der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
bei der Erteilung von Wasserrechten, Anzeigeverfahren und Grundlagenermittlung
(zu 8 101 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) & 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt zum Zweck der Erfillung der Wasserversorgungspflicht nach
§ 38 sowie der Abwasserbeseitigungspflicht nach § 46 und fur die Bediensteten der Gemeinde und die mit
Berechtigungsausweis versehenen Beauftragen der Gemeinde entsprechend. Satz 1 gilt auch fiir Anlagen
zur Ableitung von Abwasser, das der Gemeinde zu Uberlassen ist. Die Satze 1 und 2 gelten auch fir eine
Koérperschaft oder juristische Person des offentlichen Recht, der nach § 52 die Abwasserbeseitigungspflicht
Ubertragen wurde.

(2) 8 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend fir MaRnahmen der zustandigen Behdrde bei der
Erteilung von Wasserrechten, Prufung von Anzeigen und der Grundlagenermittlung.

§99
Einschrankende Vorschriften
(zu 88 92, 93 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Vorschriften der 88 92 und 93 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten nicht fir Gebaude, HofrAume, Garten
und Parkanlagen. Eine Verpflichtung zur Duldung der Vorhaben kann die zustéandige Behorde jedoch anord-
nen, wenn Wasser oder Abwasser unterirdisch und in dichten Leitungen durchgeleitet werden soll.

§100
Wasser- und Hochwassergefahr

(1) Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eisgang, Uberflutungen durch Starkregen oder andere
Ereignisse bedingten gegenwartigen Wassergefahr augenblickliche Vorkehrungen notwendig, so sind, so-
fern es ohne erhebliche eigene Nachteile geschehen kann, alle benachbarten Gemeinden, auch wenn sie
nicht bedroht sind, verpflichtet, auf Anforderung der zustandigen Behdrde die erforderliche Hilfe zu leisten.

(2) Ist ein Deich bei Hochwasser gefahrdet, so haben alle Bewohner der bedrohten und, falls erforderlich,
der benachbarten Gebiete auf Anforderung der zustéandigen Behorde zu den Schutzarbeiten Hilfe zu leisten
und die erforderlichen Arbeitsgerate, Beforderungsmittel und Baustoffe zur Verfigung zu stellen. Den in
Anspruch genommenen Bewohnern des bedrohten Gebietes ist auf Verlangen Entschadigung zu gewéhren.
Der den in Anspruch genommenen Bewohnern benachbarter Gebiete entstehende Schaden ist in entspre-
chender Anwendung der 88 40 und 41 des Ordnungsbehdrdengesetzes zu ersetzen. § 43 Absatz 2 des
Ordnungsbehérdengesetzes gilt entsprechend. Entschadigungspflichtig ist der Unterhaltungspflichtige.
Kommt es zu keiner gutlichen Einigung, setzt die zustandige Behdrde die Hohe der Entschadigung fest.

(3) Bei Hochwassergefahr sind die Unternehmer von Stauanlagen verpflichtet, die Anlagen nach néaherer
Anordnung der zustédndigen Behérde ohne Entschadigung fir die Hochwasserabfihrung und Hochwasser-
rickhaltung einzusetzen.

Kapitel 6
Enteignung, Entschadigung, Ausgleich

§101
Enteignung und Enteignungsverfahren
(zu & 71 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Eine Enteignung ist zuldssig, soweit sie fur ein nach § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes festgestelltes
oder genehmigtes Vorhaben notwendig ist, das dem Allgemeinwohl, inshesondere der Erreichung der was-
serwirtschaftlichen Ziele nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2, 5 und 6 und § 27 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, dem Hochwasserschutz, der 6ffentlichen Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, der Schifffahrt oder
der Speicherung von Energie dient.
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(2) Eine Enteignung ist dariiber hinaus fur Zwecke der 6ffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung sowie fur Vorhaben zum Schutz vor oder zum Ausgleich von Beeintrdchtigungen des Natur- und Was-
serhaushalts durch Wasserentzug zuléssig.

(3) Die 88 96 bis 98 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten entsprechend. Im Ubrigen ist das Landesenteig-
nungs- und -entschadigungsgesetz entsprechend anzuwenden.

§102
Entschadigungsverfahren
(zu 88 22, 96 bis 99 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Soweit sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz nichts anderes ergibt, finden auf Entschadigungsanspriiche
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Gesetz die Vorschriften des Landesenteignungs-
und -entschadigungsgesetzes Anwendung. Fir Streitigkeiten Uber das Bestehen und die Ho6he eines Ent-
schadigungsanspruchs ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Von der Pflicht zur Erstattung des zunachst
vom Land aufgewandten Entschadigungsbetrages kann abgesehen werden, wenn dies im Einzelfall der
Billigkeit entspricht.

(2) Ist das in das Eigentum des Entschadigungspflichtigen tbergehende Grundstiick mit Rechten Dritter
belastet, so sind die Artikel 52 und 53 Absatz 1 des Einfilhrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetzbuche
anzuwenden.

§103
Ausgleichsverfahren
(zu 88 22, 52 Absatz 5, § 53 Absatz 5, § 78 Absatz 5 und 6 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Auf das Ausgleichsverfahren findet das formliche Verwaltungsverfahren nach Teil V Abschnitt 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen Anwendung. Die Kosten des Verfahrens
tragen die Beteiligten nach dem MaR ihres schatzungsweise zu ermitteinden Vorteils.

(2) Der Ausgleich wird auf Antrag eines Beteiligten durch die zustandige Behorde festgesetzt. Als landwirt-
schaftliche Nutzung eines Grundstiicks gilt auch die gartnerische Nutzung. Der Antrag setzt voraus, dass die
Beteiligten sich ernsthaft und vergeblich um eine gutliche Einigung bemuht haben. Der Ausgleich ist, sofern
nichts anderes vereinbart wird, durch einen jahrlich zum 10. Januar flr das vorhergehende Kalenderjahr
fallig werdenden Betrag in Geld zu leisten. Er erfolgt nur, wenn die wirtschaftlichen Nachteile jahrlich 100
Euro Ubersteigen. Ein Ausgleich wird insoweit nicht geleistet, als es dem Betroffenen mdoglich ist, durch ei-
gene MalRhahmen die wirtschaftlichen Nachteile zu mindern. Ein Ausgleichsanspruch besteht nicht, wenn
anderweitige Leistungen fir die Beschrankung der ordnungsgemafRen land- oder forstwirtschaftlichen Nut-
zung eines Grundstiicks gewahrt werden.

Kapitel 7
Verwaltungsverfahren, Rechtsverordnungen

Abschnitt 1
Verwaltungsverfahren

8104
Grundsatze

Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes verweist, finden
die entsprechenden Regelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
Anwendung.

§ 105
Verfahren Uber die Erteilung von Zwangsrechten

Zwangsrechte nach den 88 91 bis 94 des Wasserhaushaltsgesetzes und der 88 97, 98 und 27 sind im férm-
lichen Verwaltungsverfahren nach Teil V Abschnitt 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nord-
rhein-Westfalen zu erteilen.
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§ 106
Verfahren Gber Antrag auf gehobene Erlaubnis oder Bewilligung
(zu & 11 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Fur das Verfahren tber einen Antrag auf gehobene Erlaubnis oder eine Bewilligung gelten die Vorschrif-
ten Uber das formliche Verwaltungsverfahren nach Teil V Abschnitt 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
fur das Land Nordrhein-Westfalen. § 73 Absatz 3 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land
Nordrhein-Westfalen ist entsprechend anzuwenden.

(2) Ist die Erweiterung einer Gewasserbenutzung beabsichtigt, Gber die schon entschieden ist, gilt Absatz 1
Satz 2 nur fur die beabsichtigte Erweiterung. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass es sich
um eine Erweiterung handelt.

§ 107
Gewasserausbauverfahren
(zu 8 68 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Dient der Gewasserausbau der Schifffahrt oder der Errichtung von Hafen, Lande- und Umschlagstellen, so
bedarf die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens der Zustimmung der fur Verkehr zusténdigen obersten
Landesbehorde. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit es erfordert.

8108
Sondervorschrift fiir Wasserverbande

Die Plane fiur die Durchfuhrung von Unternehmen der Wasserverbande kénnen in einem Planfeststellungs-
verfahren nach Teil V Abschnitt 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen
festgestellt werden, wenn der Verband es beantragt oder nach der Entscheidung der Aufsichtsbehérde des
Verbands mit einer erheblichen Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit oder mit Einwendungen zu
rechnen ist. § 69 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.

§ 109
Sachverstandige

(1) Zur Priafung von Antragen und Anzeigen sowie zur Gewdasseraufsicht und zur Abnahme, insbesondere
bei einer Prifung nach 8 110, kann die zustandige Behdrde sachverstéandige Personen oder Stellen heran-
ziehen oder anordnen, dass die antragsstellende oder anzeigende oder die der Gewasseraufsicht unterlie-
gende Person von sachverstandigen Personen oder Stellen angefertigte Unterlagen vorzulegen hat. Bei
staatlich anerkannten Sachverstandigen wird mit Vorlage der Nachweise und Bescheinigungen vermutet,
dass die bescheinigten Anforderungen erfillt sind.

(2) Die Kosten fir die Heranziehung sachverstéandiger Personen oder Stellen gelten als Auslagen im Sinne
des § 10 des Geblhrengesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524) in der jeweils geltenden Fassung.

§110
Bauordnungsrechtliche Anforderungen

(1) Wenn bei der Zulassung von baulichen Anlagen die Einhaltung baurechtlicher Vorschriften nicht im
Rahmen einer baurechtlichen Zulassung durch die Bauaufsichtsbehérde geprift wird, hat die zustandige
Behorde auch die Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften zu prifen.

(2) Soweit Teile der Abwasserbehandlungsanlage Gebéaude im Sinne des § 2 Absatz 2 der Landesbauord-
nung sind, schliel3t die wasserrechtliche Zulassung die baurechtliche Genehmigung oder eine Zustimmung
nach § 80 der Landesbauordnung ein. Die fur die wasserrechtliche Zulassung zustandige Behérde beteiligt
die zustandige Bauaufsichtsbehdrde.

§111
Sicherheitsleistung

Die zustandige Behdrde kann die Leistung einer Sicherheit verlangen, soweit sie erforderlich ist, um die Er-
fullung von Nebenbestimmungen, Auflagen und sonstigen Verpflichtungen zu sichern. Der Staat und die
Gebietskorperschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts sind von der Sicherheitsleistung frei; dasselbe
gilt fur sonstige offentlich-rechtliche Kérperschaften, sofern nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt wird.
Auf Sicherheitsleistungen sind die 88§ 232 und 234 bis 240 des Birgerlichen Gesetzbuches anzuwenden.
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Abschnitt 2
Verordnungen

§112
Verordnungen der oberen und unteren Wasserbehorden

(1) Erstreckt sich der Geltungsbereich einer Verordnung oder einzelner ihrer Bestimmungen nicht auf das
Gebiet des Landes, eines Regierungsbezirks oder einer Gebietskorperschaft, ist der Geltungsbereich in der
Verordnung zu beschreiben oder in Karten, Planen oder Verzeichnissen darzustellen, die einen Bestandteil
der Verordnung bilden. Die Karten, Plane oder Verzeichnisse missen erkennen lassen, welche Grundfla-
chen von der Verordnung betroffen werden. Im Zweifel gilt ein Eigentimer oder Nutzungsberechtigter als
nicht betroffen.

(2) Sind Karten, Plane oder Verzeichnisse Bestandteile einer Verordnung oder der vorlaufigen Sicherung
einer Flache, kann die Verkindung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie wahrend der Geltungs-
dauer der Verordnung zu jedermanns Einsicht bei den Gemeinden ausgelegt werden, deren Gebiet von der
Verordnung betroffen wird, sofern der Inhalt der Karten, Plane oder Verzeichnisse zugleich in der Verord-
nung grob umschrieben wird. Im textlichen Teil der Verordnung missen Ort und Zeit der Auslegung be-
zeichnet sein.

§113
Festsetzen von Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebieten

Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutz- und Heilguellenschutzgebieten werden von Amts wegen ein-
geleitet und durchgefihrt. Sie finden mit dem Erlass der Verordnung nach den 88 51, 52 des Wasserhaus-
haltsgesetzes in Verbindung mit den 88 35, 36 zur Festsetzung des Wasserschutz- oder Heilquellenschutz-
gebietes ihren Abschluss. Der Entwurf der Verordnung und das zugrunde liegende Gutachten sind in den
Gemeinden auszulegen, in denen sich die Verordnung auswirkt. Die Auslegung ist ortsiiblich 6ffentlich be-
kanntzumachen. § 73 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen ist
entsprechend anzuwenden. Der Entwurf der Verordnung und das zugrunde liegende Gutachten kdnnen mit
den Beteiligten erdrtert werden.

Kapitel 8
Behordenaufbau, Zustandigkeiten

§114
Behdrdenaufbau
(1) Oberste Wasserbehorde ist das fur Umwelt zustéandige Ministerium.
(2) Obere Wasserbehdrde ist die Bezirksregierung.
(3) Untere Wasserbehorde ist der Kreis und die kreisfreie Stadt.

§115
Sonderordnungsbehdérden

Die Wasserbehorden sind Sonderordnungsbehérden. Die ihnen nach dem Wasserhaushaltsgesetz und die-
sem Gesetz obliegenden Aufgaben gelten als solche der Gefahrenabwehr.

8116
Aufsichtsbehorden

(1) Die Aufsicht Uber die unteren Wasserbehérden fiihrt die obere Wasserbehdrde. Die Aufsicht tber die
Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehtrde im Rahmen der Gewésseraufsicht filthrt die oberste Wasserbe-
horde.

(2) Die oberste Aufsicht wird von der obersten Wasserbehorde gefihrt.

§ 117
Bestimmung der zustéandigen Behdrden

(1) Das fur Umwelt zustéandige Ministerium wird ermachtigt, nach Anhérung der zustandigen Ausschisse des
Landtags durch Rechtsverordnung die Zustandigkeiten beim Vollzug dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zu bestimmen.
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(2) Die gemeinsame nachsthdéhere Behdrde bestimmt die zustandige Behorde, wenn

1. in derselben Sache die ortliche und sachliche Zustandigkeit mehrerer Behdrden nach Wasserrecht be-
griindet ist oder

2. eine einheitliche Regelung in benachbarten Bezirken oder eine zur Erreichung der Bewirtschaftungszie-
le fiir oberirdische Gewasser und fur das Grundwasser nach den Vorschriften des Wasserhaushaltsge-
setzes zweckmaRiger ist.

(3) Ist auch eine Behoérde eines anderen Landes zustandig, so kann die oberste Wasserbehtrde mit der
zustandigen Behorde des anderen Landes die gemeinsame zustandige Behdrde vereinbaren.

Kapitel 9
Verkehrliche Regelungen

§118
Schifffahrt

(1) Welche Gewasser schiffbar sind, bestimmt das fir Verkehr zustéandige Ministerium im Einvernehmen mit
dem fir Umwelt zustandigen Ministerium durch Rechtsverordnung.

(2) Durch ordnungsbehdérdliche Verordnung kénnen geregelt werden

1. die Ausilibung der Schifffahrt auf schiffbaren Gewassern im Interesse des Naturschutzes, der Sicherheit
oder Leichtigkeit des Verkehrs, des Eigentums, der Fischerei, der Reinhaltung und Unterhaltung des
Gewassers, des Immissionsschutzes und der 6ffentlichen Ordnung (Schifffahrtsverordnung); die techni-
sche Sicherheit der zum Verkehr zugelassenen Fahrzeuge ist der zustandigen Behdrde durch regelma-
Rige Uberprifung durch einen anerkannten Schiffssachverstandigen unter Berlicksichtigung der Bin-
nenschiffsuntersuchungsordnung vom 6. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2450) in der jeweils geltenden
Fassung sowie der ortlichen Verhéltnisse oder durch Vorlage eines Schiffsattests nach den Bestim-
mungen dieser Verordnung nachzuweisen und

2. die Bereiche der Hafen und Umschlaganlagen sowie das dortige Verhalten im Interesse der Unterhal-
tung der Hafen und Umschlaganlagen unter Berticksichtigung der in Nummer 1 genannten Belange so-
wie die Versorgung des Wasserfahrzeuges oder der schwimmenden Anlage mit elektrischer Energie
von Land aus wahrend der Liegezeit (Hafenverordnung).

In der Verordnung ist zu bestimmen, welche Behorden fir ihren Vollzug zusténdig sind.

(3) Ist eine einheitliche Schifffahrts- oder Hafenverordnung fur ein Gebiet notwendig, das Uber den Zustan-
digkeitsbereich einer nach Absatz 2 zustandigen Behorde hinausgeht, so erléasst sie das fir Verkehr zustan-
dige Ministerium im Einvernehmen mit dem fir Umwelt zustéandigen Ministerium.

(4) Die Absatze 1 und 2 Nummer 1 gelten nicht fir Bundeswasserstral3en. Absatz 2 Nummer 2 gilt nicht fur
Schutz- und Sicherheitshafen, in denen kein Glterumschlag stattfindet.

(5) Durch Rechtsverordnung kann das fur den Verkehr zustandige Ministerium regeln
1. die Einrichtung und Nutzung von Binnenschifffahrtsinformationsdiensten und

2. die Anforderungen und technischen Spezifikationen fiir den Betrieb von Binnenschifffahrtsinformations-
diensten.

§119
Hafen- und Ufergeldtarife

(1) Fur die Inanspruchnahme offentlicher Hafen, offentlicher Lande- oder Umschlagstellen ist Hafen- und
Ufergeld nach Mal3gabe von Tarifordnungen oder Abgabesatzungen zu erheben, in denen die Zahlungs-
pflichtigen, die einzelnen Tatbestédnde sowie die Tarif- oder Abgabeséatze unter Beachtung der Absétze 2 bis
4 festzusetzen sind. Hafengeld ist das fur den Aufenthalt eines Wasserfahrzeuges oder einer sonstigen
schwimmenden Anlage im Hafen oder in der Lande- oder Umschlagstelle, Ufergeld ist das bei Giuterum-
schlag uber das Ufer oder von Schiff zu Schiff, bei Schiffsverraumung unter Benutzung des Ufers oder bei
Fahrgastverkehr erhobene Entgelt. Die Befugnis zur Erhebung von Entgelten fiir die Inanspruchnahme sons-
tiger Leistungen (zum Beispiel Umschlag, Lagerung) bleibt unberihrt.

(2) Das Hafen- und Ufergeld ist so zu bemessen, dass es zum Umfang und wirtschaftlichen Wert der Inan-
spruchnahme der Einrichtungen nicht in einem offensichtlichen Missverhaltnis steht. Das Aufkommen aus
Hafen- und Ufergeld soll die Kosten der Einrichtungen, fur deren Inanspruchnahme es erhoben wird, nicht
Ubersteigen. Bei der Festlegung sind die Umweltauswirkungen der Schiffe zu berticksichtigen.
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(3) Die Tarifordnungen oder Abgabesatzungen werden nach Anhérung der zustandigen Industrie- und Han-
delskammer von dem Hafenbetreiber festgesetzt.

(4) Die Tarifordnungen oder Abgabesatzungen sind von dem Hafenbetreiber ortsiiblich bekanntzumachen.
Die Tarifordnungen oder Abgabesatzungen werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, am Tag nach ihrer
Bekanntmachung allgemein verbindlich.

8120
Fahren

(1) Die Einrichtung und Austibung eines Fahrbetriebes bedarf der Genehmigung.

(2) Die Genehmigung ist nicht erforderlich, soweit auf Grund staatlicher oder sonstiger Fahrrechte (Fahrre-
gal, Fahrgerechtigkeit, Fahrgerechtsame) eine Fahre rechtmagig betrieben wird.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Griinde des 6ffentlichen Verkehrsinteresses oder der Unzuver-
lassigkeit des Unternehmers ihr entgegenstehen.

(4) Die Fahrrechte des Landes sind aufgehoben; sonstige Fahrrechte kdnnen durch Erklarung des Inhabers
aufgehoben werden.

(5) Das fur Verkehr zustandige Ministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung die Betriebs- und Be-
forderungspflicht unter Berilicksichtigung der Verkehrsbedirfnisse im Rahmen des dem Unternehmen Zu-
mutbaren zu regeln.

§121
Besondere Pflichten im Interesse der Schifffahrt und des Sports

(1) Die Anlieger an schiffbaren Gewassern haben das Landen und Befestigen der Wasserfahrzeuge zu dul-
den, soweit nicht einzelne Strecken von der zustandigen Behdrde auf Grund eines Antrags der Anlieger
ausgeschlossen sind oder eine ordnungsbehdérdliche Verordnung nach § 118 Absatz 2 oder 3 etwas anderes
bestimmt. Dieselbe Verpflichtung besteht an privaten Lande- und Umschlagstellen, an diesen jedoch nur in
Notfallen. Die Anlieger haben in Notféllen auch das zeitweilige Aussetzen der Ladung des Wasserfahrzeugs
zu dulden.

(2) Entstehen Schéden, so hat der Geschéadigte Anspruch auf Schadensersatz. Den Schadensersatz hat der
Eigentimer des Wasserfahrzeugs zu leisten. Der Schadensersatzanspruch verjahrt in einem Jahr. Die Ver-
jahrung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Schaden entstanden ist.

Kapitel 10
Wassergefahrdende Stoffe

§122
Wassergefahrdende Stoffe
(zu 88 62, 63 des Wasserhaushaltsgesetzes)

(1) Das fur Umwelt zustandige Ministerium und das fir Bauen zustandige Ministerium werden ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem fir die Wirtschaft, die Arbeit, den Verkehr, die Energie und die Gesundheit zustandi-
gen Ministerium durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wie Anlagen nach § 62 des Wasserhaushaltsge-
setzes beschaffen sein, hergestellt, errichtet, eingebaut, aufgestellt, geandert und betrieben werden mussen
und wo diese Anlagen nicht errichtet, eingebaut oder aufgestellt und betrieben werden durfen. In der
Rechtsverordnung kénnen insbesondere Vorschriften erlassen werden tber

1. technische Anforderungen an Anlagen, wobei als allgemein anerkannte Regeln der Technik im Sinne
des § 62 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes auch technische Vorschriften und Baubestimmungen
gelten, die durch das fir Umwelt zusténdige oder das fur Bauen zustandige Ministerium durch Bekannt-
gabe im Ministerialblatt fur das Land Nordrhein-Westfalen eingefuhrt sind,;

die Uberwachung von Anlagen und ihre Uberpriifung durch Sachverstandige;

die Zulassung von Sachverstandigen nach 8§ 1 der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefahrdenden Stoffen vom 31. Marz 2010 (BGBI. | S. 377) in der jeweils geltenden Fassung und die
Bestimmung von Téatigkeiten nach § 3 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung tiber Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen, die nicht von Fachbetrieben ausgefuhrt werden missen, und

4. die Gebiihren und Auslagen, die fiir vorgeschriebene oder behordlich angeordnete Uberwachungen und
Prifungen von dem Betreiber einer Anlage an einen Betrieb oder Sachverstandigen im Sinne des § 1
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der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen in der jeweils geltenden
Fassung zu entrichten sind.

(2) Die Gebiihren nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 werden nur zur Deckung des mit den Uberwachungen
und Prifungen verbundenen Personal- und Sachaufwandes erhoben. Es kann bestimmt werden, dass eine
Gebihr auch fir eine Prifung erhoben werden kann, die nicht begonnen oder nicht zu Ende gefiihrt worden
ist, wenn die Grunde vom Betreiber zu vertreten sind. Die Hohe der Geblhrenséatze richtet sich nach der
Zahl der Stunden, die ein Uberwachungsbetrieb oder Sachverstandiger durchschnittlich bendtigt. In der
Rechtsverordnung kénnen auch nur Gebuhrenhtchstsatze festgelegt werden. Auf bundesrechtliche Vor-
schriften kann Bezug genommen werden.

(3) Treten wassergefahrdende Stoffe aus einer Anlage aus und ist zu befirchten, dass diese in ein oberirdi-
sches Gewasser, in den Untergrund oder in die Kanalisation eindringen, so ist dies unverzuglich der zustan-
digen Behoérde anzuzeigen. Anzeigepflichtig ist, wer die Anlage betreibt, instand halt, instand setzt, reinigt
oder pruft.

Kapitel 11
BuRgeld-, Uberleitungs- und Schlussbestimmungen

§123
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig
1. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 die Bezeichnung der Uferlinie beseitigt oder verandert,
2. entgegen § 16 Satz 1 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt,

3. entgegen § 19 Absatz 5 Satz 1 ein Gewasser ohne Genehmigung beféhrt oder einer mit einer solchen
Genehmigung verbundenen vollziehbaren Auflage nach § 19 Absatz 5 Satz 4 zuwiderhandelt,

entgegen § 22 Absatz 1 Anlagen ohne Genehmigung errichtet, wesentlich verandert oder beseitigt,

5. entgegen § 23 Absatz 1 oder 2 Satz 1 seiner Pflicht zur Unterhaltung einer Anlage oder einer Anord-
nung nach § 23 Absatz 3 Satz 1 nicht nachkommt,

6. entgegen 8 24 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 seiner Pflicht zur Anpassung der Anlage nicht
nachkommt,

7. entgegen 8 25 Absatz 2 die Anlage nach Anordnung nicht beseitigt oder den friheren Zustand nicht
wieder herstellt oder entgegen § 25 Absatz 3 Satz 2 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt,

entgegen 8§ 26 Satz 1 eine Anlage ohne Genehmigung dauernd aul3er Betrieb setzt oder beseitigt,

entgegen 8§ 29 Absatz 4 nicht fur die Erhaltung, Sichtbarkeit und Zugénglichkeit der Staumarke und der
Festpunkte sorgt, seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt oder entgegen § 29 Absatz 5 Satz 1 eine die
Beschaffenheit der Staumarke oder der Festpunkte beeinflussende Handlung ohne Genehmigung vor-
nimmt,

10. entgegen § 30 aufgestautes Wasser ablasst,

11. im Gewasserrandstreifen nach § 31 Absatz 1 Satz 1 ohne Befreiung den Verboten nach § 38 Absatz 4
des Wasserhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt, entgegen den Verboten nach § 31 Absatz 2 ohne Be-
freiung Diinge- und Pflanzenschutzmittel einsetzt oder Ackerbau betreibt oder im Gewdasserrandstreifen
nach § 31 Absatz 4 Satz 1 ohne Befreiung dem Verbot nach § 31 Absatz 4 Satz 2 zuwiderhandelt,

12. entgegen § 40 Absatz 1 Anlagen nicht nach dem dort vorgeschriebenen Stand der Technik errichtet
oder errichten lasst oder betreibt oder vorhandene Anlagen entgegen § 40 Absatz 3 nicht unverziglich
den Anforderungen anpasst,

13. entgegen § 41 Satz 1 seiner Anzeigepflicht nicht unverziglich nachkommt,

14. entgegen § 42 Absatz 1 das Rohwasser nicht durch eine geeignete Stelle untersuchen lasst oder Un-
tersuchungsergebnisse nicht vorlegt,

15. entgegen § 49 Absatz 5 und 6, § 51 seiner Pflicht zur Abwasserbeseitigung nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

16. entgegen § 56 Absatz 2 seiner Verpflichtung hinsichtlich der Unterhaltung und des Personals nicht oder
nicht rechtzeitig nachkommt,
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17. entgegen § 57 Absatz 1 und 2 Abwasseranlagen ohne die erforderliche Anzeige, Genehmigung oder
Zulassung betreibt oder, im Falle der Genehmigungsfreiheit nach § 57 Absatz 2, eine nicht den jeweils
in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechende Anlage betreibt,

18. entgegen 8 58 Absatz 1 und 2 Abwasser ohne Genehmigung einleitet oder entgegen § 58 Absatz 3
seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt,

19. entgegen § 59 Absatz 2 seiner Pflicht zur Selbstiiberwachung nicht nachkommt oder Nachweise, Auf-
zeichnungen und Untersuchungsergebnisse nicht, nicht vollstdndig oder nicht fristgem&nR vorlegt oder
entgegen § 59 Absatz 3 seiner Pflicht zur Uberpriifung nicht nachkommt, Mangel nicht unverziiglich ab-
stellt oder seiner Unterrichtungspflicht nicht nachkommt,

20. entgegen § 76 Absatz 2 nicht seiner Pflicht nachkommt, Anlagen innerhalb einer angemessenen Frist
anzupassen oder entgegen § 76 Absatz 3 Satz 1 Anlagen ohne Genehmigung errichtet oder betreibt
oder entgegen 8§ 76 Absatz 5 nicht seiner Pflicht zur Selbstiberwachung oder zur Vorlage des Sicher-
heitsberichts nachkommt,

21. entgegen § 78 Absatz 2, 3 oder 5, § 77 Satz 3 seiner Pflicht zur Unterhaltung oder Sanierung oder Wie-
derherstellung des Deiches oder anderer Hochwasserschutzanlagen nicht nachkommt,

22. entgegen 8 84 Absatz 3 Anlagen zur Wasserversorgung oder Abwasseranlagen oder Anlagen nach
§ 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ohne Befreiung nicht entsprechend den Anforderungen
errichtet und betreibt oder innerhalb der Fristen nicht nachrustet,

23. entgegen § 89 Absatz 2 Daten nicht zur Verfiigung stellt,
24. entgegen § 100 Absatz 3 einer vollziehbaren Anordnung nicht nachkommt,
25. entgegen § 122 Absatz 3 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt,

26. einer Rechtsverordnung nach § 13, § 35 Absatz 1 Satz 3, § 57 Absatz 1 Satz 7, § 59 Absatz 1 oder 4,
§ 120 Absatz 5 oder § 122 Absatz 1 zuwiderhandelt, sofern die Verordnung fiir einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bul3geldbestimmung verweist,

27. einer ordnungsbehdrdlichen Verordnung nach § 20, § 35 Absatz 1 Satz 1, § 82 Absatz 3, § 83 Absatz 2
Satz 1, oder § 118 Absatz 2 oder 3 zuwiderhandelt, sofern die ordnungsbehdrdliche Verordnung fur ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese Buf3geldbestimmung verweist,

28. einer Rechtsverordnung nach 8 23 Absatz 3, 8 24 Absatz 3 oder § 86 Absatz 1 des Wasserhaushalts-
gesetzes zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung fir einen bestimmten Tatbestand auf diese
Bul3geldbestimmung verweist, oder

29. einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt, sofern die
Rechtsverordnung fir einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldbestimmung verweist oder einer
vollziehbaren Anordnung nach § 50 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben macht oder unrichtige
Plane oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken
oder zu verhindern.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu finfzigtausend Euro geahndet werden.

§124
Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (kérperliche Unversehrt-
heit und Freiheit der Person), Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 (Recht auf Freiheit der Berufswahl), Artikel 13 (Un-
verletzlichkeit der Wohnung) und Artikel 14 (Eigentum) des Grundgesetzes eingeschréankt.

§ 125
Uberleitung

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits begonnene Verfahren sind nach den bisher geltenden Verfah-
rensvorschriften zu Ende zu fihren.
(2) Eine Genehmigung, die vor dem 16. Juli 2016

1. nach § 99 des Landeswassergesetzes in der bis dahin geltenden Fassung erteilt worden ist, gilt als
Genehmigung nach § 22 fort,

2. nach 8§ 58 Absatz 2 des Landeswassergesetzes in der bis dahin geltenden Fassung erteilt worden ist,
gilt als Genehmigung nach 8§ 57 Absatz 2 fort.
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(3) Eine Erlaubnis, die vor dem 16. Juli 2016 nach § 44 Absatz 1 des Landeswassergesetzes in der bis da-
hin geltenden Fassung im vereinfachten Verfahren erteilt worden ist, gilt fort.

(4) Die auf Grund des bisherigen Rechts erlassenen ordnungsbehdrdlichen Verordnungen gelten bis zum
Inkrafttreten von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen entsprechenden Verordnungen fort; Abweichungen
vom Verbot des § 35 Absatz 2 Satz 2 durch eine Wasserschutzgebietsverordnung nach § 35 Absatz 1 Satz
1 muss nach dem 16. Juli 2016 getroffen werden. § 35 Absatz 1 Satz 2 gilt auch fir die auf Grund bisherigen
Rechts erlassenen entsprechenden Verordnungen. § 83 Absatz 2 Satz 2 gilt auch fiir die auf Grund bisheri-
gen Rechts erlassenen entsprechenden Verordnungen.

(5) Heilguellen, die auf Grund bisherigen Rechts staatlich anerkannt sind oder deren Gemeinnutzigkeit auf
Grund bisherigen Rechts festgestellt ist, gelten als anerkannte Heilquellen nach § 53 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes.

(6) & 35 Absatz 2 gilt nicht fir die oberirdische Gewinnung von Bodenschatzen im Sinne von § 35 Absatz 2
Satz 1 in Bereichen, die vor dem 16. Juli 2016 nach den Bestimmungen des Raumordnungsrechts auf Ebe-
ne der Regionalplanung als Vorranggebiete fiir die Sicherung und den oberirdischen Abbau von oberfla-
chennaher Bodenschatzen mit der Wirkung von Eignungsgebieten festgelegt worden sind. 8§ 35 Absatz 2 gilt
nicht fur die oberirdische Gewinnung von Bodenschétzen im Sinne von § 35 Absatz 2 Satz 1, die vor dem
16. Juli 2016 zugelassen worden sind.

(7) Ein vor dem 16. Juli 2016 bereits begonnenes Zulassungsverfahren wird nach den Regelungen zum
Verfahren der bis dahin geltenden Fassung des Landeswassergesetzes zu Ende gefuhrt.

§ 126
Inkrafttreten, Berichtspflicht

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Die Landesregierung erstattet dem Landtag innerhalb von 10 Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes einen Bericht Uber die Auswirkungen des Gesetzes.
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Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1)
A Gewasser erster Ordnung

I. Landesgewasser

Bezeichnung des Gewassers | Endpunkte des Gewassers

Ems Wehr in Warendorf Oberhalb der Eisenbahnbriicke sid-
lich Rheine (Ems-km 44,775)
Lippe Einmindung der Pader | Rhein
bei Schlof3 Neuhaus
Ruhr Einmindung der Méhne Oberhalb der Schlobriicke in Mul-
heim (Ruhr)
Sieg Landesgrenze Rhein

Zu den vorstehend aufgefiihrten Gewasserstrecken gehéren die natirlichen Gewasser, die sich von ihnen
abzweigen und wieder mit ihnen vereinen (Nebenarme), Altarme und Mindungsarme.

Il. Bundeswasserstraf3en

Dortmund-Ems-Kanal

Ems

Mittellandkanal

Griethauser Altrhein mit Spoykanal
Wesel-Datteln-Kanal und Datteln-Hamm-Kanal
Rhein

Rhein-Herne-Kanal mit Verbindungskanal zur Ruhr
Ruhr

Weser

© ©® N o g DN R

mit den im Verzeichnis der Reichswasserstral3en (Anlage A zu dem Gesetz Uber den Staatsvertrag betref-
fend den Ubergang der WasserstraRen von den Landern auf das Reich vom 29. Juli 1921 — RGBI. S. 961)
aufgefiihrten, in Nordrhein-Westfalen liegenden Strecken.

B Gewasser zweiter Ordnung
Agger
Berkel
Bocholter Aa
Dinkel
Ems, soweit nicht Gewasser erster Ordnung
Emscher
Erft
Issel
Lenne
Lippe, soweit nicht Gewasser erster Ordnung
Niers
Ruhr, soweit nicht Gewasser erster Ordnung
Rur
Sieg von der Quelle bis zur Landesgrenze
Weser, soweit nicht Gewasser erster Ordnung

Wupper
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Anlage 2 (zu § 12)

Flussgebietseinheiten in Nordrhein-Westfalen

Niedersachse

NIEDERLANDE

ra
RN <’ J
Maas S

BELGIEN

-
e Rheinland-Pfalz

Hessen

Flussgebietseinheiten in
MNordrhein-Westfalen

[_]Ems
T | Maas
[ | Rhein
[ | Weser

Anlage 3 (zu § 31 Absatz 1)

Tabelle 1
TOC
Pges
0-PO4-P
Nitrat

Tabelle 2
Stoff
Picolinafen
Propiconazol
Chlortoluron
Terbutylazin
Metazachlor
Metolachlor
Isoproturon
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2,4-D

MCPA

Dichlorprop (2,4-DP)
Mecoprop (MCPP)
Metribuzin
Chloridazon
Bentazon
Pirimicarb
Epoxiconazol
Bromoxynil
Diflufenican
Chlorpyrifos-ethyl

Anlage 4 (zu 8 74 Absatz 1 Satz 1)

70.2-01
LWG

3

60

Niedersachsen
‘D D I

NIEDERLANDE

PE_DEL_1600 = 2

L (! - PE
.;‘
\i-’#

PE_MSN_1500 b,

FPE WUPTI000

PEERFE§i00 S
g { [LEV] 7PE inuP 1200
%, PE_RUR-1400 L PEVERF<1000, "“-‘. GL g
: ; [em]
e PERKE 1400 e
K e s 0 . .
PE RUR 1300 Bua 3.7 e B
e FE__SE:!SHI Sy e S 10

Planungseinheiten und Verwaltungsgrenzen
in NRW

I: WRRL Planungssinheiten

4

PE_LAN 1000

Rheinland-
Pialz
BELGIEN

Geobasisdalen der Kommunen und des Landes NRW © Gechasis NRW 2114

Schifffahriskaniile

Verwaltungsgrenzen

Gemeindegrenzen

Kreisgrenzen
e Grenzen Reglsrungsbezirke

s Staats-, Landesgrenze

Stand 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618 / SGV. NRW. 77) Seite 49



	Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen -  Landeswassergesetz - LWG
	Kapitel 1 Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Sachlicher Anwendungsbereich (zu § 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 2 Einteilung der oberirdischen Gewässer, Begriffsbestimmungen
	§ 3 Eigentumsverhältnisse an Gewässern erster und zweiter Ordnung, sonstige Gewässer (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 4 Eintragung im Grundbuch (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 5 Bisheriges Eigentum (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 6 Uferlinie (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 7 Verlandung, Überflutung (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 8 Uferabriss (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 9 Verlagerung des Gewässers (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 10 Inseln, verlassenes Gewässerbett (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 11 Bildung und Information

	Kapitel 2 Bewirtschaftung von Gewässern
	Gemeinsame Bestimmungen
	§ 12 Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten (zu § 7 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 13 Verordnungsermächtigung zur Gewässerbewirtschaftung (zu § 23 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 14 Gehobene Erlaubnis (zu § 15 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 15 Bewilligung (zu § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 16 Rechtsnachfolge (zu § 8 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Abschnitt 2 Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer
	§ 17 Erlaubnisfreie Benutzungen (zu § 8 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 18 Duldungspflicht des Gewässereigentümers (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 19 Gemeingebrauch (zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 20 Regelung des Gemeingebrauchs sowie des Verhaltens im Uferbereich (zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 21 Eigentümer- und Anliegergebrauch (zu § 26 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 22 Genehmigung von Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern (zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 23 Unterhaltung von Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern (zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 24 Anpassung und Rückbau von Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern (zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 25 Anlagen zur Benutzung eines Gewässers
	§ 26 Außer Betrieb Setzen und Beseitigen von Stauanlagen
	§ 27 Anschluss von Stauanlagen
	§ 28 Nutzung der Wasserkraft
	§ 29 Staumarke
	§ 30 Unbefugtes Ablassen
	§ 31 Gewässerrandstreifen (zu § 38 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Abschnitt 3 Bewirtschaftung des Grundwassers
	§ 32 Entnahmen aus dem Grundwasser (zu § 46 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 33 Außer Betrieb Setzen, Beseitigen und Ändern von Benutzungsanlagen
	§ 34 Erdaufschlüsse, unterirdische Anlagen (zu § 49 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Kapitel 3 Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen
	Abschnitt 1 Öffentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz
	§ 35 Wasserschutzgebiete (zu §§ 51, 52 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 36 Heilquellenschutzgebiete (zu § 53 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 37 Wasserentnahmen zur öffentlichen Trinkwasserversorgung (zu §§ 12, 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 38 Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung (zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 39 Kostenumlage (zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 40 Anlagen zur Wassergewinnung und zur Aufbereitung von Wasser für die öffentliche Trinkwasserversorgung (zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 41 Anzeigepflicht
	§ 42 Verpflichtung zur Selbstüberwachung

	Abschnitt 2 Abwasserbeseitigung
	Unterabschnitt 1 Begriffsbestimmungen, Grundsätze
	§ 43 Begriffsbestimmung
	§ 44 Beseitigung von Niederschlagswasser (zu § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 45 Erlaubniserteilung für das Einleiten von Abwasser (zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 2 Gemeindliche und wasserverbandliche Abwasserbeseitigungspflicht, Übergang von Pflichten
	§ 46 Pflicht und Umfang der gemeindlichen Abwasserbeseitigung (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 47 Abwasserbeseitigungskonzept
	§ 48 Abwasserüberlassungspflicht
	§ 49 Ausnahmen von der Abwasserbeseitigungspflicht, Übergang auf Dritte
	§ 50 Gemeinsame Abwasserbeseitigungspflicht (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 51 Übergangsregelung
	§ 52 Übergang gemeindlicher Pflichten auf juristische Personen und Körperschaften des öffentlichen Rechts (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 53 Abwasserbeseitigungspflicht im Gebiet von Abwasserverbänden (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 3 Umlage von Kosten, Ausgleichzahlungen
	§ 54 Umlage von Kosten der Abwasser- und Fremdwasserbeseitigung
	§ 55 Beitrag an den Kosten der Wasserdienstleistung Abwasserbeseitigung

	Unterabschnitt 4 Anforderungen an Abwasseranlagen, Einleitungen und Selbstüberwachung
	§ 56 Errichtung und Betrieb von Abwasseranlagen (zu § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 57 Anzeige und Genehmigung von Abwasseranlagen
	§ 58 Einleiten von Abwasser in öffentliche und private Abwasseranlagen (zu §§ 55, 58, 59 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 59 Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen (zu §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 5 Gewässerschutzbeauftragte
	§ 60 Gewässerschutzbeauftragte bei Abwasserverbänden (zu § 64 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Abschnitt 3 Gewässerunterhaltung, Ausgleich der Wasserführung, Gewässerausbau
	Unterabschnitt 1 Gewässerunterhaltung
	§ 61 Gewässerunterhaltung (zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 62 Pflicht zur Gewässerunterhaltung (zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 63 Gewässerunterhaltung durch Dritte (zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 64 Umlage des Unterhaltungsaufwands (zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 65 Entscheidung in Fragen der Gewässerunterhaltung (zu §§ 39 bis 41 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 2 Ausgleich der Wasserführung
	§ 66 Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung
	§ 67 Umlage des Aufwands für den Ausgleich der Wasserführung

	Unterabschnitt 3 Gewässerausbau
	§ 68 Pflicht zum Gewässerausbau (zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 69 Umlage des Ausbauaufwands
	§ 70 Vorteilsausgleich (zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 71 Grundsätze für den Gewässerausbau (zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 4 Gemeinsame Vorschriften
	§ 72 Finanzierungshilfen des Landes (zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 73 Vorkaufsrecht
	§ 74 Koordinierung der Unterhaltung und des Ausbaus der Gewässer sowie des Ausgleichs der Wasserführung

	Abschnitt 4 Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhaltebecken außerhalb von Gewässern
	§ 75 Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhaltebecken außerhalb von Gewässern
	§ 76 Bau und Betrieb

	Abschnitt 5 Hochwasserschutz
	Unterabschnitt 1 Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen
	§ 77 Errichten, Beseitigen, Umgestalten von Deichen und anderen Hochwasserschutzanlagen (zu § 67 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 78 Unterhaltung und Wiederherstellung
	§ 79 Umlage
	§ 80 Entscheidung in Unterhaltungsfragen
	§ 81 Statusbericht (zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 82 Schutzvorschriften

	Unterabschnitt 2 Überschwemmungsgebiete
	§ 83 Festsetzung und vorläufige Sicherung von Überschwemmungsgebieten (zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 84 Besondere Bestimmungen für Überschwemmungsgebiete (zu § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 85 Melde-, Warn- und Alarmordnung zum Schutz vor Hochwasser (zu § 79 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Abschnitt 6 Wasserwirtschaftliche Planung, Grundlagen der Wasserwirtschaft
	Unterabschnitt 1 Hochwasserrisikomanagementplanung nach § 75 des Wasserhaushaltsgesetzes, Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplanung nach §§ 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes
	§ 86 Beteiligung bei Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan (zu §§ 82, 83, 85 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 87 Information und aktive Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Hochwasserrisikomanagementplanung (zu § 79 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 88 Bekanntgabe und Verbindlichkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen (zu §§ 75, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 2 Grundlagen der Wasserwirtschaft, Daten und Dokumentation
	§ 89 Grundlagen der Wasserwirtschaft (zu § 88 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 90 Informations- und Dokumentationspflichten (zu §§ 51, 53, 76, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Unterabschnitt 3 Wasserbuch
	§ 91 Einrichtung des Wasserbuchs (zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 92 Eintragung, Verfahren (zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Kapitel 4 Gewässeraufsicht
	§ 93 Aufgaben der Gewässeraufsicht (zu § 100 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 94 Überwachung von Abwassereinleitungen
	§ 95 Gewässer- und Deichschau
	§ 96 Kosten der Gewässeraufsicht (zu § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Kapitel 5 Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen, Betretungsrechte, Mitwirkungspflichten
	§ 97 Besondere Pflichten Dritter beim Gewässerausbau, Deichbau, der Gewässerunterhaltung und der Gewässer- und Deichschau (zu § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 98 Besondere Pflichten im Interesse der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung bei der Erteilung von Wasserrechten, Anzeigeverfahren und Grundlagenermittlung (zu § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 99 Einschränkende Vorschriften (zu §§ 92, 93 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 100 Wasser- und Hochwassergefahr

	Kapitel 6 Enteignung, Entschädigung, Ausgleich
	§ 101 Enteignung und Enteignungsverfahren (zu § 71 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 102 Entschädigungsverfahren (zu §§ 22, 96 bis 99 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 103 Ausgleichsverfahren (zu §§ 22, 52 Absatz 5, § 53 Absatz 5, § 78 Absatz 5 und 6 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Kapitel 7 Verwaltungsverfahren, Rechtsverordnungen
	Abschnitt 1 Verwaltungsverfahren
	§ 104 Grundsätze
	§ 105 Verfahren über die Erteilung von Zwangsrechten
	§ 106 Verfahren über Antrag auf gehobene Erlaubnis oder Bewilligung (zu § 11 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 107 Gewässerausbauverfahren (zu § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes)
	§ 108 Sondervorschrift für Wasserverbände
	§ 109 Sachverständige
	§ 110 Bauordnungsrechtliche Anforderungen
	§ 111 Sicherheitsleistung

	Abschnitt 2 Verordnungen
	§ 112 Verordnungen der oberen und unteren Wasserbehörden
	§ 113 Festsetzen von Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebieten

	Kapitel 8 Behördenaufbau, Zuständigkeiten
	§ 114 Behördenaufbau
	§ 115 Sonderordnungsbehörden
	§ 116 Aufsichtsbehörden
	§ 117 Bestimmung der zuständigen Behörden

	Kapitel 9 Verkehrliche Regelungen
	§ 118 Schifffahrt
	§ 119 Hafen- und Ufergeldtarife
	§ 120 Fähren
	§ 121 Besondere Pflichten im Interesse der Schifffahrt und des Sports

	Kapitel 10 Wassergefährdende Stoffe
	§ 122 Wassergefährdende Stoffe (zu §§ 62, 63 des Wasserhaushaltsgesetzes)

	Kapitel 11 Bußgeld-, Überleitungs- und Schlussbestimmungen
	§ 123 Bußgeldvorschriften
	§ 124 Einschränkung von Grundrechten
	§ 125 Überleitung
	§ 126 Inkrafttreten, Berichtspflicht

	Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1)
	Anlage 2 (zu § 12)
	Anlage 3 (zu § 31 Absatz 1)
	Anlage 4 (zu § 74 Absatz 1 Satz 1)


